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Beginn der Sitzung: 17 Uhr 50 Minuten 
Präsident Ing. Anton Nigl: Ich e r ö f f n e die 

524. Sitzung des Bundesrates. 

K r a n k gemeldet haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Frau Dr. Heide Schmidt und 
Frau Edith Paischer. 

E n t s c h u I d i g t hat sich Herr Bundesrat 
Peter Köpf. 

Ich begrüße den im Hause erschienenen Herrn 
Bundesminister Ettl in unserer Mitte. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Einlauf 

Präsident: Eingelangt ist ein Schreiben des 
Bundeskanzleramtes betreffend eine Ministerver­
tretung. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle­
sung dieses Schreibens. 

Schriftführerin Grete Pirchegger: 

"An den Präsidenten des B undesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 14. De­
zember 1989, Zl. 1005-03/12. folgende Entschlie­
ßung gefaßt: 

Unter teilweiser Reassumierung der Entschlie­
ßung vom 6. Dezember 1989, Zl. 1005-03/11, be­
traue ich auf Vorschlag des Bundeskanzlers für 
die Dauer der Verhinderung des Bundesministers 
für Inneres Dr. Franz Löschnak am 15. De­
zember 1989 den Bundesminister für Landesver­
teidigung Dr. Robert Lichal mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmüller 

Ministerialrat" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Eingelangt sind ferner jene Beschlüsse des Na­
tionalrates, die Gegenstand der heutigen Tages­
ordnung sind. 

Ich habe diese Beschlüsse den in Betracht kom­
menden Ausschüssen zur Vorberatung zugewie­
sen. 

Die Ausschüsse haben die Beschlüsse des Na­
tionalrates einer Vorberatung unterzogen und 
schriftliche Ausschußberichte erstattet. 

Im Hinblick darauf sowie mit Rücksicht auf ei­
nen mir zugekommenen Vorschlag, von der 
24stündigen Aufliegefrist Abstand zu nehmen, 
habe ich alle diese Vorlagen sowie die Wahl der 
beiden Vizepräsidenten des Bundesrates sowie 
von zwei Schriftführern und drei Ordnern für das 
1. Halbjahr 1990 auf die Tagesordnung der heuti­
gen Sitzung gestellt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
mit der Abstandnahme von der 24stündigen Auf­
liegefrist der Ausschußberichte einverstanden 
sind , um ein Handzeichen. - Danke. Dies ist 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der Vorschlag ist mit der nach § 44 Abs. 3 GO­
BR erforderlichen Zweidrittelmehrheit a n g e -
n o  m m e  n. 

1. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
12. Dezember 1989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Forschungsorganisationsgesetz 
1981, BGBl. Nr.341, geändert wird (292/A -11· 
8906 und 1130/NR sowie 3796 und 3797/BR der 
Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Tages­
ordnung ein und gelangen zum 1. Punkt: Bundes­
gesetz, mit dem das Forschungsorganisations­
gesetz 1981 geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Putz übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Erich Putz: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Sehr geehrte Damen und 
Herren des Bundesrates! Durch den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates soll im For­
schungsorganisationsgesetz eine Teilrechtsfähig­
keit für die Zentralanstalt für Meteorologie und 
Geodynamik und die Geologische B undesanstalt 
verankert werden. Inhaltlich soll die für Universi­
täten, die Museen, die Österreichische National­
bibliothek und die Bundesanstalten für audiovisu­
elle Medien bereits geschaffene Teilrechtsfähig­
keit nach den Bedürfnissen der beiden erwähnten 
betroffenen Anstalten modifiziert werden. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung am 15. Dezember 
1989 in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner B eratung stellt der Unter­
richtsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
12. Dezember 1989 betreffend ein B undesgesetz, 
mit dem das Forschungsorganisationsgesetz 1981, 
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Berichterstatter Erich Putz 

B GBL Nr. 341, geändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Präsident: Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s 1 i m  m II n g beschl ieße der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit. gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
12. Dezember 1989 über eine Resolution betref­
fend Änderungen der Satzung des Zwischen­
staatlichen Komitees für Auswanderung samt 
Anlage (1057 und 1135/NR sowie 3798/BR der 
Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 2. Punkt der 
Tagesordnung: Resolution betreffend Änderun­
gen der Satzung des Zwischenstaatlichen Komite­
es für Auswanderung samt Anlage. 

Die Berichterstattung hat Herr B undesrat Sieg­
fried Sattlberger übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Siegfried Sattlberger: Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Hoher Bundes­
rat! Die Bundesregierung hatte den Beitritt 
Österreichs zum Zwischenstaatlichen Komitee 
für die Auswanderung aus Europa (ICEM), wel­
ches im Jahre 1 980 in das Zwischenstaatliche Ko­
mitee für Auswanderung (IeM) umgewandelt 
worden ist, schon im Jahr 1952, ursprünglich für 
ein Jahr befristet, sodann im Jahr 1953 "bis auf 
weiteres" beschlossen. Am 2. Februar 1 954 wur­
de das Statut vom Ministerrat genehmigt und dem 
Alliierten Rat vorgelegt, der keinen Einspruch er­
hob. In der Folge kam es jedoch weder zu einer 
Genehmigung der Teilnahme Österreichs am Ko­
mitee durch den Nationalrat, der es nach heutiger 
Beurteilung bedurft hätte, noch zu einer Kund­
machung der Satzung. Die Abgabe einer formel­
len Annahmeerklärung Österreichs gegenüber 
dem Komitee ist nicht feststellbar, Osterreich 
wurde jedoch seit 1953 als Vollmitglied behandelt 
und hat an den Aktivitäten des Komitees teilge­
nommen. 

Mit dem gegenständlichen Staatsvertrag, dessen 
Abschluß mit dem vorliegenden B eschluß vom 
Nationalrat genehmigt wurde, soll der Beitritt 
formal genehmigt und die aus einer Präambel 
und insgesamt 36 Artikeln bestehende Satzung 
angenommen werden. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom­
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset­
zen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz zur Überführung des Vertragsin­
haltes in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht 
erforderlich. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 15. De­
zember 1989 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Außen­
politische Ausschuß somit den A n t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 2. Dezember 1989 über eine Resolution betref­
fend Änderungen der Satzung des Zwischenstaat­
lichen Komitees für Auswanderung samt Anlage 
wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Be­
schluß des Nationalrates k e i fl e fl Ei n -
s p r  u c h zu erheben. 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Rechnungshofgesetz 1948 geändert 
wird (1052 und 1117/NR sowie 3799/BR der Bei­
lagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 3. Punkt der 
Tagesordnung: Bundesgesetz, mit d em das 
Rechnungshofgesetz 1948 geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Karl 
Litschauer übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

B erichterstatter Karl Litschauer: Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Meine sehr geschätz­
ten Damen und Herren des Hohen Bundesrates! 
Mit dem gegenständlichen Beschluß des National­
rates soll im Sinne des Artikels 1 21 Abs. 4 Bun­
des-Verfassungsgesetz eine gesetzliche Grundlage 
für die Erhebung der d urchschnittlichen Einkom­
men in Unternehmungen und Einrichtungen im 
Bereich des Bundes durch den Rechnungshof ge­
schaffen werden. 

Ferner soll künftighin den Landtagen in glei­
cher Weise wie dem Nationalrat das Recht zuste­
hen, besondere Akte der Gebarungsüberprüfung 
durch den Rechnungshof verlangen zu können. 
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Berichterstatter Karl Litschauer 

Schließlich sollen die Regelungen über die Be­
richterstattung durch den Rechnungshof für den 
B ereich der Länder und Gemeinden neu gefaßt 
und damit den für den B undesbereich geltenden 
Vorschriften angepaßt werden. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 15. Dezember 1989 in Verhandlung ge­
nommen und einstimmig beschlossen, dem Ho­
hen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus somit 
den A n  t r a g, der B undesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Rechnungshofgesetz 1948 geändert 
wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Walter Strutzenberger. Ich erteile ihm dieses. 

/8.01 
B undesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 

Wien): Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren! Es wäre natürlich 
reizvoll, sich anläßlich einer Novelle zum Rech­
nungshofgesetz eingehend mit der ganzen Proble­
matik auseinanderzusetzen; ich möchte mich aber 
lediglich auf einige sachliche Feststellungen be­
schränken. 

Ich möchte feststellen, daß es, da der Bundes­
rechnungshof im Sinne des Föderalismus als fö­
deratives Länderorgan die Kontrolle auch in den 
Ländern und Gemeinden auszuüben hat, begrü­
ßenswert ist, daß nunmehr die gesetzliche Basis 
insofern verändert wird, daß nun - so wie bisher 
schon beim Bund -, wenn das einzelne Land im 
Laufe eines Jahres geprüft wird, auch dem Land­
tag ein Bericht vorzulegen ist, so wie er dem Na­
tionalrat jährlich vorzulegen ist. Ich glaube, daß 
das eine sehr wesentliche Frage vor allem für die 
gesetzgebende Körperschaft auch in den Ländern 
ist. 

Darüber hinaus glaube ich aber auch, daß es in 
dem Zusammenhang und im Sinne einer echten 
Demokratisierung sehr sinnvoll und notwendig 
war, daß dieser Rechnungshof nunmehr auch von 
Landtagen, und zwar von einer Minderheit im 
Landtag, zur Prüfung bestimmter Akten aufge­
fordert werden kann. Allein schon aus dieser 
Überlegung heraus finde ich diese Novelle für 
sehr zielführend. 

Ich glaube, daß es für die Landesgesetzgebung 
selbst auch von Bedeutung ist, wenn nun der 
Landtag schon beim Beschluß des Gesetzes ei-

gentlich damit rechnen muß - nehmen wir an, 
bei einem Mehrheitsbeschluß für ein bestimmtes 
Gesetz -, daß dieses Kontrollorgan, sprich Rech­
nungshof, eventuell von der Minderheit, die eine 
andere Meinung vertritt, zur Prüfung herangezo­
gen wird. 

Ich bin überhaupt der Meinung - und ich 
möchte das auch zum Ausdruck bringen -, daß 
der Rechnungshof eine Einrichtung in Österreich 
ist. die ja an sich nicht mehr wegzudenken ist, und 
ich glaube, man sollte sich wirklich dazu beken­
nen, daß in allen Bereichen - im Bund, in den 
Ländern und Gemeinden - entsprechende Kon­
trollen notwendig sind und eben auch effizient 
durchgeführt werden sollen. 

Gestatten Sie mir aber folgende Anmerkung: 
Gerade diese Kontrolltätigkeit ist natürlich etwas, 
was sehr leicht - ich will nicht sagen: leichtfertig, 
aber doch sehr leicht - einer Kritik unterliegt, 
denn es ist ganz logisch, daß jemand, der kontrol­
liert wird, oft nicht das Verständnis dem gegen­
über aufbringt, der etwas kritisiert, der etwas be­
anstandet. 

Aus dieser Wechselwirkung heraus versucht 
dann der Kritisierte, sich zu wehren - wobei ich 
bitte das Wort "Kritik" nicht negativ verstanden 
wissen möchte -, der Kritisierte versucht dann 
eben, die Dinge so darzustellen, wie sie - und das 
bitte sollte wieder in Richtung Rechnungshof ge­
hen - eben zum Zeitpunkt der Entscheidung be­
standen haben. Man muß von den Beamten des 
Rechnungshofes, die diese Prüfung vornehmen, 
verlangen, daß sie sich zurückversetzen und die 
Grundsätze, die damals für eine Entscheidung 
notwendig oder gegeben waren, berücksichtigen. 
Denn es kann ja nicht so sein, daß ich etwas vom 
heutigen Standpunkt aus einer Kontrolle, einer 
Kritik unterziehe, das vor drei, vier, fünf lahren 
entschieden werden mußte. 

Ich glaube, daß es da immer Konfliktstoffe und 
Dinge geben wird, wo eben nicht eingesehen 
wird, warum das eine so und das andere so vom 
Rechnungshof betrachtet wird. Ich glaube daher, 
daß es sehr, sehr wichtig ist, daß im Rechnungs­
hofgesetz an sich doch die Überlegung verankert 
ist, daß man zunächst einen Rohbericht erstellt, 
daß dieser Rohbericht eigentlich vertraulich zu 
sein hat, daß dieser Rohbericht der geprüften 
Stelle, der Behörde zugeleitet werden soll, die 
dann Stellung dazu nimmt, und erst dann, bitte, 
wenn auch wirklich diese geprüfte und meinetwe­
gen beanstandete B ehörde ihre Stellungnahme 
abgegeben hat, wäre der Zeitpunkt da, wo das 
eben dem Nationalrat, nunmehr auch dem Land­
tag, dem B ürgermeister zugeleitet wird. Das ist 
dann die Beanstandung, zu der schon die Stel­
lungnahme des Beanstandeten selbst vorliegt. 
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Walter Strutzenberger 

In diesem Zusammenhang sollten wir, meine 
ich, alle gemeinsam danach trachten, daß das auf­
hört, was sich so in den letzten zwei, drei Jahren 
eingebürgert hat: daß Rohberichte des Rech­
nungshofes den Medien zugespielt werden (Bun­
desrat Dr. Sc h a m b  e c k: Das ist es.' Völlig rich­
tig!) und dort dann veröffentlicht werden (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP). ohne daß, wie ich feststellen 
möchte, der Kontrollierte die Möglichkeit gehabt 
hat, dazu Stellung zu nehmen. 

Und wenn ich sage: in den letzten zwei, drei 
Jahren, dann gestatten Sie mir auch die Feststel­
lung, daß ich dabei nicht an Zufälle oder Zufällig­
keiten glauben kann. Es ist nicht ein Zufall, wo 
einmal irgendwo etwas durchgesickert ist. son­
dern ich habe mich der Mühe unterzogen und 
habe festgestellt - und gestatten Sie mir, daß ich 
hier nur einige anführe - ,  in welchen Machwer­
ken oder Presseorganen zu welchem Zeitpunkt 
die Rohberichte veröffentlicht wurden: 

Mai 1988: "Oberösterreichische Nachrichten". 
geprüfte Stelle: Reinhalteverband Mondsee -
Irrsee. 

Bitte, ich habe mich sehr bemüht, Herr Kollege 
Kukacka. hier nicht parteipolitisch, also nur die 
schwarzen oder nur die roten kontrollierten Stei­
len herauszusuchen, sondern das allgemein anzu­
sehen. 

April/Mai 1988 in der "Presse", im "Kurier". 
geprüfte Stelle: Entwicklungshilfe, 

Mai/Juni 1988: "Kronen-Zeitung" und "profil", 
geprüfte Stelle: Gesiba, 

Juli 1988: "Oberösterreichische Nachrichten", 
geprüfte Stelle: Linzer Veranstaltungs GmbH, 

Juli 1988: "Wochenpresse", "Kurier", geprüfte 
Stelle: AKH, 

August 1988: "Presse", "Kronen-Zeitung" und 
"profil", geprüfte Stelle: Straßenbausondergesell­
schaften, 

August 1988: "profil", geprüfte Stelle: Strah­
lenmeßsystem, 

September 1 988: geprüfte Stelle: Organisation 
des Bundesministeriums für Landesverteidigung, 

November: "profil", geprüfte Stelle: Creditan­
s tal t -Bankverei n, 

Jänner 1989: "profil" , geprüfte Stelle: Salzbur­
ger Stadtwerke - Verkehrsbetriebe, 

April 1989: "profil" , geprüfte Stelle: Wohnpark 
Alt Erlaa, 

April 1988: "Salzburger Nachrichten" - Kur­
betriebe Wien Oberlaa, 

Mai 1989: "Salzburger Nachrichten" - EBS 
Simmering, 

Juni 1 989: "profil" - Wiener Rettung, 

Juni 1989: "die ganze Woche" - Milchwirt­
schaftsfonds, 

Juni 1989: ORF, geprüfte Stelle: Bundesmini­
sterium für Umwelt, Jugend und Familie - Sa­
nierung der Deponie Theresienfeld, 

Juli 1989: "Kärntner Tageszeitung" - Zell­
stoffwerk Magdalen, 

Juli 1989: "profil" - Staatsarchiv, 

"Wochenpresse" im August 1989: Wiener 
Stadtschulrat, 

September 1989: "Standard" - Milchwirt­
schaftsfonds. (Beifall bei der FPÖ. - Bundesrat 
R u m  p o l d: Der A pplaus war für die Verlesung 
v on Zeitungsberichten.') Das ist keine vollständige 
Liste, bitte, aber folgendes möchte ich feststellen; 
daß derartige Veröffentlichungen von Rohberich­
ten in nicht einmal einer Handvoll Medien kein 
Zufall sein können. 

Ich möchte hier alle ernstlich auffordern -
und meine damit alle Beamten; denn eines möch­
te ich feststellen: diese Rohberichte kommen ei­
gentlich aus Beamtenhänden nicht hinaus, denn 
sie sind zuerst bei Beamten des Rechnungshofes 
und dann bei Beamten der geprüften Stelle; na­
türlich sind da und dort auch Politiker, das sei 
schon zugegeben - ,  ich möchte also im Interesse 
des Rechnungshofes, im Interesse vor allem jener 
Beamten des Rechnungshofes, die höchst anstän­
dig ihren schweren Dienst ausüben (Beifall des 
Bundesrates Dr. Schambeck), aber auch im Inter­
esse jener Beamten, die höchst anständig bei den 
geprüften Stellen ihre Arbeit verrichteten, bitten 
und auffordern, derartige Dinge in Zukunft zu 
unterbinden. (Beifall bei SPÖ und ÖVP. ) 

Und bitte, noch etwas - ich möchte auch nicht 
polemisch werden, aber ich möchte doch eines 
feststellen - :  Wir bekennen uns alle miteinander 
zu diesem Rechnungshof. Es sind alle der Mei­
nung, der Rechnungshof ist notwendig. Ihr App­
laus hat mir gezeigt, wir sind alle der Meinung, 
daß man Rohberichte nicht leichtfertig in der 
Weltgeschichte herumgeistern lassen soll. Dann 
bitte sollten wir aber auch einer Meinung sein: 
Wenn heute ein Prüfungsergebnis vorliegt, das 
den einen oder den anderen betrifft, aber dem 
einen oder dem anderen nicht in den politischen 
Kram paßt, dann soll man sich auch mit der Kri­
tik am Rechnungshof zurückhalten und nicht den 
Beamten unterstellen, sie manipulieren diese Be­
richte und ähnliches mehr. 
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Ich glaube, auch da sollte man wirklich sehr, 
sehr zurückhaltend sein. Ich möchte hier auf Ein­
zelfälle gar nicht eingehen, aber ich möchte trotz­
dem feststellen, daß das eine genauso verwerflich 
ist wie das andere. Vielleicht haben nämlich eini­
ge derjenigen, die die Beamten des Rechnungsho­
fes verunglimpfen, die den ganzen Rechnungshof 
verunglimpfen, ihre Weste auch nur so lange 
ganz rein, bis dieser Rechnungshof bei ihnen hin­
einschaut. 

Meine Damen und Herren! Ich habe gesagt, ich 
werde mich kurz fassen - und ich will mich auch 
wirklich daran halten. Ich möchte hier feststellen: 
Ich bekenne mich uneingeschränkt zum Rech­
nungshof. Ich glaube, daß ohne diese Einrichtung 
des Rechnungshofes der Betrieb nicht so funktio­
nieren würde, wie er heute funktioniert - oder 
nicht funktioniert. Denn auch das sollte aufge­
zeigt werden, wenn es irgendwo Unzukömmlich­
keiten gibt. Ich bekenne mich dazu, und ich stelle 
mich vor allem vor jene Beamten des Rechnungs­
hofes, die dann verunglimpft, verunsichert wer­
den und irgendwie in Mißkredit gebracht werden, 
wenn sie etwas aufzeigen. 

Aber nochmals: Ich bitte auch alle politisch Tä­
tigen, dafür zu sorgen, daß die Arbeit dieses 
Rechnungshofes objektiv betrachtet wird und 
nicht in Einzelfällen versucht wird, politisches 
Kleingeld aus der einen oder anderen Kritik oder 
aus dem einen oder anderen Problem, das aufge­
zeigt wird, schlagen zu wollen. 

Meine Fraktion wird diesem Gesetz die Zu­
stimmung geben. - Ich danke. (Allgemeine r Bei­
fall. ) 18.14 

Präsident: Als nächster hat sich Herr Bundes­
rat Dr. Martin Strimitzer zu Wort gemeldet. 

18.14 
B undesrat Dr. Martin Strimitzer (ÖVP, Tirol): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich werde wirklich 
auch dieses Mal wieder kurz und bündig sein. 

Der Herr Vizepräsident Strutzenberger hat 
e i n  e n Aspekt sehr ausführlich beleuchtet. Ich 
werde mir erlauben, später doch kurz darauf ein­
zugehen, wende mich zunächst aber einem ande­
ren Aspekt zu. 

Ich stehe vorerst, meine Damen und Herren, 
nicht an, zu erklären, daß mit dieser Novelle des 
Rechnungshofgesetzes eine Reihe von langjähri­
gen Länderwünschen erfüllt worden ist. 

Besonders freut es mich, feststellen zu können. 
daß gewisse Bedenken von Tiroler Seite in bezug 
auf die Formulierung des neuen § 15 Abs. 4 
Rechnung getragen worden ist. Die ursprünglich 
vorgesehen gewesene Wendung: "Der Rech­
nungshof hat auf B eschluß des Landtags oder auf 

Verlangen einer durch Landesverfassungsgesetz 
zu bestimmenden Zahl von Mitgliedern des Land­
tages in seinen Wirkungsbereich fallende beson­
dere Akte der Gebarungsüberprüfung durchzu­
führen", ist über Verlangen Tirols durch die 
Wendung ersetzt worden: "Der Rechnungshof 
hat auf Beschluß des Landtags oder auf Verlan­
gen der durch Landesverfassungsgesetz bestimm­
ten Anzahl von Mitgliedern eines Landtags in sei­
nen Wirkungsbereich fallende besondere Akte 
der Gebarungsprüfung durchzuführen." 

Denn es kann - und das ist das Motiv für die 
Tiroler Forderung gewesen - selbstverständlich 
nicht Aufgabe des einfach-gesetzlichen Rech­
nungshofgesetzes sein, den Landesverfassungsge­
setzgeber zur Erlassung einer bestimmten Rege­
lung gewissermaßen anzuhalten. Das ist, wie ich 
meinen möchte, meine Damen und Herren, nicht 
nur eine Frage des bloßen Stufenaufbaus der Ge­
setzgebung, sondern auch eine Frage des Re­
spekts vor dem Landesverfassungsgesetzgeber 
und vor der Würde der Landtage und eine Frage 
der N ichteinmischung in Landeskompetenzen. 

Daß der Landesverfassungsgesetzgeber natür­
lich die Möglichkeit hat, auch Minderheitsanträge 
zuzulassen, das steht fest. (Bundesrat S t r II t -
ze ll b e  r g e r: So hoffe ich.') In diesem Punkte 
stimme ich völlig zu. Es bleibt das der Regelung 
durch die jeweiligen Landtage. die mit qualifizier­
ter Mehrheit hier zu entscheiden haben, vorbe­
halten. 

Ansonsten möchte ich jetzt wiederholen, was 
ich seit Jahren immer wieder hier aufzeige. Ich 
wiederhole im Sinne des Cato'schen "Ceterum 
censeo", daß unter anderem der Punkt 9 des 
Länderforderungskataloges noch immer unerfüllt 
ist. Er lautet: 

"Auf die Bestellung von Bund und Ländern ge­
meinsamen Organen (insbesondere Verfassungs­
gerichts-, Verwaltungsgerichts- und Rechnungs­
hof) soll den Ländern ein angemessener Einfluß 
zukommen. Den Ländern soll ein dem Bund 
gleichwertiges Vorschlagsrecht für die Besetzung 
der richterlichen oder leitenden Funktionen" 
lies Rechnungshof - "eingeräumt werden. " 

Meine Damen und Herren! Es ist denn doch 
wirklich nicht einsichtig, daß der Rechnungshof 
nach Artikel 1 2 1  Abs. 1 B-VG zur Überprüfung 
der Gebarung des Bundes, der Länder, der Ge­
meindeverbände, der Gemeinden und anderer 
durch Gesetz bestimmter Rechtsträger berufen 
ist, die Länder aber überhaupt keinen Einfluß auf 
die Bestellung des Präsidenten und des Vizepräsi­
denten haben sollen, die schließlich ja dann allein 
entscheiden können, welche Fassung etwa ein 
Rechnungshofbericht letztlich erhält. 
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Natürlich hat der Rechnungshof nach Ar­
tikel 1 22 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
in Angelegenheiten der Länder als Organ des be­
treffenden Landtages tätig zu sein beziehungswei­
se ist als Organ des betreffenden Landtages tätig, 
aber diese Bestimmung ist eben aus dem angezo­
genen Aspekt heraus meiner Meinung nach eher 
als eine Diktion mit Feigenblattwirkung anzuse­
hen, wenn auch unbestritten sein soll und muß, 
meine Damen und Herren, daß die Prüfung 
d urch den Rechnungshof in meritorischer Bezie­
hung unabhängig von jedermann - ich wieder­
hole: von jedermann - sein soll und muß. (Bun­
desrat S t r u t z  e n b e rg e r: A uch tür mich.') 

Es wäre nun verlockend,  Herr Vizepräsident, 
auf jenen Teil deiner Argumentation einzugehen, 
d er in Richtung Broesigke - Vranitzky gezielt 
hat. Ich tue das in unser aller Interesse nicht. 
(Bundesrat 5 t r u t z  e n b e r g  e r :  Ich mache kei­
ne Zwischenrufe mit anderen Namen.' Im Interesse 
von uns allen!) Ich tue das im Interesse von uns 
allen nicht, wobei ich hinzufüge, d aß wir in bezug 
auf die Zuspielung von Rohberichten des Rech­
nungshofes an Medien in unserer Auffassung 
nicht weit von voneinander entfernt sind. (Bun­
desrat 5 t r u 1 ze n b e rg e r: Ich nehme an: über­
haupt nicht.') Darf ich das also wirklich auch völlig 
klar und deutlich festgestellt haben. (Beifall des 
B undesrates Dr. Schambeck.) 

Ich schließe - Sie wundern sich schon wieder, 
meine Damen und Herren - mit einer Zitatio 
aus dem "trend" .  Das Zitat lautet: "Der Rech­
nungshof, zuweilen ziemlich roh kritisiert, weiß 
genau, was in diesem Land alles nicht funktio­
niert. Aber funktioniert er selbst?" 

Meine Damen und Herren! Dieser Frage -
d ieser Frage - wird man weiterhin sehr große 
Aufmerksamkeit schenken müssen. Die heute zur 
B eratung stehende Novelle d es Rechnungshofge­
setzes kann und darf daher nicht die letzte sein. 
- Danke sehr. (Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 18.�� 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimm ung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates  k e i n  e n Ein­
s p r u c h zu erheben. 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das ÖBB-Ausschreibungsgesetz und das 
Ausschreibungsgesetz 1989 geändert werden 
(311/A -11-9209 und 1164/NR sowie 3800/BR 
der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 4. Punkt der 
Tagesordnung: Bundesgesetz, mit dem das ÖBB­
Ausschreibungsgesetz und das Ausschreibungsge­
setz 1 989 geändert werden. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Karl 
Litschauer übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Karl Litschauer: Hohes Haus! 
Durch den vorliegenden Beschluß des National­
rates soll dem in der politischen Diskussion im­
mer wieder zum Ausdruck gebrachten Wunsch 
nach weiterefl:. Schritten der Objektivierung im 
Bereich der OBB dadurch Rechnung getragen 
werden, daß nunmehr auch der Besetzung be­
stimmter freigewordener oder neugeschaffener 
Dienstposten, mit denen die Funktion des Leiters 
einer organisatorischen Einheit von zumindest 
überregionaler Bedeutung verbunden ist, eine 
Ausschreibung und die Führung von Bewerberli­
sten vor anzugehen hat. 

Weiters soll hinsichtlich der B esetzung von 
freigewordenen Planstellen durch Personen, die 
nicht bereits B undesbahnbedienstete sind, eine 
Anpassung an das Ausschreibungsgesetz 1989 in­
soweit vorgenommen werden, als sie mit Rück­
sicht auf die betrieblichen Erfordernisse und die 
Struktur der Österreichischen Bundesbahnen 
möglich ist. 

Darüber hinaus nimmt der vorliegende Be­
schluß des Nationalrates einige Bediensteten­
gruppen von d er Anwendung des Ausschrei­
bungsgesetzes 1 989 aus, da sich bei d en intensiven 
organisatorischen Vorarbeiten für dieses Gesetz 
gravierende Gründe für diese Herausnahme erge­
ben haben. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 15. Dezember 1 989 in Verhandlung ge­
nommen und mehrstimmig beschlossen, dem Ho­
hen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus somit 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das ÖBB-Ausschreibungsgesetz und das 
Ausschreibungsgesetz 1 989 geändert werden, 
wird kein Einspruch erhoben. 
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Präsident: Danke. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Norbert Pichler. Ich erteile es ihm. 

/8.25 
Bundesrat Norbert Pichler (SPÖ, Oberöster­

reich): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bun­
desminister! Meine sehr geschätzten Damen und 
Herren! Zu dem vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates über ein Ausschreibungsgesetz 
bei den Österreichischen Bundesbahnen muß ich 
eine Vorbemerkung machen: Auch jetzt schon 
gibt es bei den Österreichischen Bundesbahnen 
eine sehr objektive Postenbesetzung und auch ob­
jektive Aufnahmekriterien. Die derzeitige Vor­
gangsweise ist ja nicht im luftleeren Raum ent­
standen, sondern sie basiert auf bestehenden Ge­
setzesvorlagen und Gesetzestexten. Wir haben 
eine Dienstpostenbesetzungsvorschrift bei den 
Österreichischen Bundesbahnen seit dem Jahre 
1945, und es gibt ein ÖBB-Ausschreibungsgesetz 
für bestimmte Dienstposten seit dem Jahre 1983. 
Entscheidend für all diese Besetzungen und Neu­
aufnahmen ist eine gerechte Vorgangsweise. ( Vi­
zepräsidenc 5 t r U l z e n  b e  r g e r  übern immt 
den Vorsitz. )  

Und Sie können mir glauben, meine sehr ge­
schätzten Damen und Herren, daß es bei den 
Österreichischen Bundesbahnen aufgrund der 
Größe des Personalstandes von etwa 67 000 Be­
schäftigten alljährlich eine Vielzahl von Postenbe­
setzungen gibt, von Neuaufnahmen, aber auch 
eine Vielzahl von Beförderungen, von Versetzun­
gen, und gerade bei diesen Dienstpostenbesetzun­
gen ist es für die zuständige Personalvertretung 
eine der Hauptaufgaben, auf eine gerechte Vor­
gangsweise Bedacht zu nehmen und sich eben auf 
Dienstvorschriften stützen zu können, um für die 
betroffenen Kollegen eine gerechte Vorgangswei­
se sicherzustellen. Das muß das Ziel der Personal­
vertretung sein. Diese Personaldisposition ist in 
jedem Betrieb ein sensibler Bereich. 

Wenn man das letzte Personalvertretungswahl­
Ergebnis bei den Österreichischen Bundesbahnen 
als Maßstab herannimmt - da meine ich aber 
jetzt die Besetzungen innerhalb der Österreichi­
schen Bundesbahnen -, so spricht das dafür, daß 
hier eine gerechte Vorgangsweise stattfindet, 
denn würde dem nicht so sein, könnte man nie­
mals eine so hochprozentige oder eine so große 
Zustimmung erfahren. Denn da geht es nicht um 
parteitaktische oder parteipolitische Besetzungen, 
sondern darum, daß die Qualifizierungsmerkma­
le von den Kollegen verstanden werden können 
und daß man sich auch daran hält. 

Zu den Aufnahmen, weil vielleicht das eine 
oder andere in der öffentlichen Meinung so aus-

schauen könnte, als ob da parteipolitische Gründe 
eine Rolle spielen. Ich möchte, da ich 17 Jahre als 
Personalvertreter tätig war, aus der Praxis berich­
ten. 

Es gibt eine ganze Reihe von Aufnahmen bei 
den Österreichischen Bundesbahnen, 99 Prozent 
davon im manuellen Bereich, im Hilfsdienstbe­
reich oder im Betriebsdienst, wie man das so 
schön sagt, und ganz wenige oder fast gar keine 
im Verwaltungsbereich, außer bei Akademikern. 
Aber sonst haben wir ausschließlich manuell täti­
ge Aufnahmebewerber, denn da ist ja der Groß­
teil der Eisenbahner beschäftigt. 

Da gibt es aber einige Hürden zu überspringen, 
denn es wird nicht jeder in den Eisenbahnbetrieb 
eingestellt. Einige dieser Hürden möchte ich Ih­
nen aufzeigen. 

Nummer eins: Wenn sich jemand bei der Bahn 
bewirbt, ist schon ein Lebensalter von mehr als 
25 Jahren ein Hindernis, denn die Regel ist, daß 
nur Bewerber bis 25 Jahre aufgenommen werden. 

Nummer zwei oder Hindernis Nummer zwei: 
Er muß eine Befähigungsprüfung ablegen. Diese 
Befähigungsprüfung ist nicht sehr leicht. Es ist 
zwar keine schwierige Arbeit, es ist keine Matura, 
aber von den Bewerbern - ich habe mir die Stati­
stik geben lassen - haben im Jahre 1989, also 
heuer, mehr als 50 Prozent diese Prüfung nicht 
bestanden. 

Woraus besteht so ein Test? Aus drei Rechnun­
gen: einer Zeitrechnung, einer Prozentrechnung 
und einer allgemeinen Schlußrechnung. Von die­
sen drei Rechnungen müssen zwei richtig sein. 
Bei einem Diktat - A-4-Seite - darf es nicht 
mehr als sieben Rechtschreibfehler geben. Bei ei­
ner Nacherzählung oder einer Meldung, die zu 
schreiben ist, dürfen ebenfalls nicht mehr als sie­
ben Fehler sein. 

Mehr als 50 Prozent der Bewerber, der Haupt­
schüler, kann man sagen, bestehen diese Prüfung 
nicht. Das ist kein gutes Zeugnis für die Schulaus­
bildung unserer Jugend (Bundesrat Dr. 0 g r i s: 
Genau!), das sollte man einmal aufzeigen, und ich 
glaube auch, daß man hier etwas tun müßte. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Hat ein Bewerber die erste Hürde genommen, 
dann kommt die zweite Hürde: Er muß sich einer 
bahnärztlichen Untersuchung unterziehen. Wenn 
jemand diese bahnärztliche Untersuchung mitge­
macht hat, dann weiß er nicht, geht er zu der 
Österreichischen Bundesbahn oder hat er sich bei 
einem Raumfahrtunternehmen beworben, denn 
die Astronauten können auch nicht nach viel 
strengeren Kriterien ausgesucht werden. 

Wird die Tauglichkeit für den Betriebsdienst 
untersucht, werden alle Sinnesorgane getestet, 
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und die leiseste Farbschwäche, falls sie vorhanden 
ist, führt bereits zur Nichtaufnahme. (Bundesrat 
Dr. 5 t r i  m i t z e r : Wenn er rot nicht gut sieht.') 
Also das ist eine komplizierte Sache. 

Und sollten die Sinnesorgane die geforderte 
Tauglichkeit ergeben, dann ist noch das Gesund­
heitsrisiko zu berücksichtigen. Die kleinsten Hin­
dernisse, ein paar Kilo Übergewicht oder ein et­
was erhöhter Blutdruck, vielleicht auch durch die 
Nervosität bei der Untersuchung ausgelöst, 
schließt ihn schon von der Aufnahme aus. Ich will 
damit nur sagen, welche Probleme dabei entste­
hen. 

Lieber Kollege Siegfried Sattlberger, du wür­
dest in deinem ganzen Leben nie mehr Eisenbah­
ner werden. (Heiterkeit. - Bundesrat 5 a t t I -

b e r g e r :  Ic h habe nich t die Absichtn 

Selbst wenn jemand diesen ärztlichen Test oder 
diese ärztliche Untersuchung bestanden hat, so 
hat er, wenn er sich für die Laufbahn als Zugbe­
gleiter - besser bekannt unter Schaffner - oder 
als Fahrdienstleiter oder als Lokführer beworben 
hat, dann noch einen eignungspsychologischen 
Test abzulegen. Auch bei diesem Test bedarf es 
einer Konzentration. Eine ganze Reihe von Be­
werbern schaffen dann diese letzte Hürde nicht, 
denn diese eignungspsychologische Untersu­
chung erfordert halt sehr viel Geschicklichkeit, 
Konzentrationsfähigkeit unter Beeinflussung von 
verschiedenen Störfaktoren. Auch keine leichte 
Sache. 

Und wenn jemand all diese Hürden genommen 
hat, dann erwartet ihn bei der Eisenbahn ein Job, 
wo er so an die 10 000 S verdient. 

Und jetzt frage ich Sie, meine sehr geschätzten 
Damen und Herren, wie groß daher der Bewer­
berkreis sein wird, die dann nämlich tatsächlich 
für die Aufnahme in Frage kommen. Und dann 
sage mir bitte einer, hier sollte man vielleicht 
auch noch nach parteipolitischen Gründen su­
chen, ob man den nimmt oder nicht. Undenkbar! 
Wir sind froh, wenn wir für diese Verwendungen 
einen Geeigneten bekommen. Das ist die gängige 
Praxis der letzten Jahrzehnte, kann man sagen. 

Daher bin ich bei diesem Gesetz, das wir als 
ÖBB-Ausschreibungsgesetz bezeichnet haben, 
sehr glücklich, daß zumindest im § 13 als Grund­
lage für eine Änderung der bisherigen Vorgangs­
weise diese sogenannte Eignungsprüfung oder 
dieser Aufnahmetest wegfällt für die manuellen 
Verwendungen oder die handwerklichen Verwen­
dungen. Es heißt im § 1 3, sie kann entfallen, und 
es wird dann im § 17 genauestens bestimmt, daß 
eine dreimonatige praktische Erprobung diesen 
Aufnahmetest ersetzt. Das ist genau jener Passus, 
den wir als Personalvertreter seit Jahrzehnten ge­
gen die Ansicht mancher Verwaltungsbeamter bei 

den ÖBB nicht durchsetzen konnten, weil halt so 
mancher Akademiker, der als Personalreferent 
tätig ist, die Meinung vertreten hat, und das wort­
wörtlich immer wieder gesagt hat: Wer zum Ler­
nen zu faul ist, ist auch zum Arbeiten zu faul, 
solche Leute brauchen wir nicht. - Das war die 
Tragik. 

Und jetzt könnt ihr euch vorstellen, wie schwie­
rig das ist, wenn dann jemand diesen Aufnahme­
test, den ich vorhin beschrieben habe, besteht, 
auch noch die bahnärztliche Untersuchung be­
steht, dann bei der Eisenbahn eintritt und dann 
um 10 000 S mit Krampen und Schaufel im Bau­
dienst, am Oberbau eingesetzt wird, der möchte 
vom ersten Tag seiner Verwendung sonst nichts 
als eine andere, eine erstens besser bezahlte und 
zweitens weniger anstrengende Beschäftigung ha­
ben. Und jener, der für die manuelle Tätigkeit 
bereit wäre, den nehmen wir nämlich gar nicht 
auf, weil er durch dieses schwierige Aufnahme­
verfahren gar nicht durchgekommen ist. 

Das nur, meine sehr geschätzten Damen und 
Herren, zur Information, wie schwierig das ist 
und daß für politische Manipulationen überhaupt 
kein Spielraum besteht. 

Anders mag es sein im öffentlichen Dienst, wo 
in Verwendungen des Verwaltungsdienstes natür­
lich ein ganz anderes Anforderungsprofil besteht 
und auch ganz andere Chancen eingeräumt wer­
den. 

Ich möchte nur abschließend erwähnen, daß 
wir diesem Gesetzesbeschluß des Nationalrats na­
türlich zustimmen, weil damit in der Öffentlich­
keit jener Tatbestand dokumentiert wird, von 
dem viele meinen, daß es ihn nicht gibt, der aber 
derzeit, nach den jetzigen Gepflogenheiten, 
selbstverständlich schon gegeben ist. (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP.) 18.35 

Vize präsident Walter Stutzenberger: Als näch­
stem Redner erteile ich Herrn Bundesrat Herbert 
Weiß das Wort. 

18.35 
Bundesrat Herbert Weiß (ÖVP, Steiermark): 

Herr Vorsitzender! Herr Minister! Meine Damen 
und Herren! Hoher Bundesrat! Ich werde mich 
selbstverständlich dem Wunsch nach Kürze an­
passen. 

Es würde mich als einen Personalvertreter des 
Bundes natürlich reizen, jetzt gewisse Unterschie­
de in den Verfahren zwischen dem Bund, dem 
Land und den ÖBB aufzuzeigen. Ich möchte 
mich aber doch darauf beschränken, festzustellen, 
daß mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß nach 
dem Ausschreibungsgesetz 1 989, mit dem die öf­
fentliche Ausschreibung bestimmter Funktionen 
aller freiwerdenden und nachzubesetzenden 
Planstellen im Bundesdienst einschließlich der 
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Post- und Telegraphenverwaltung ab 1 .  J�nner 
1 990 geregelt wurde, nunmehr durch die Ande­
rung des OBB-Ausschreibungsgesetzes ein weite­
rer Schritt zur Erfüllung des von den Koalitions­
parteien abgegebenen Versprechens, daß Perso­
nalentscheidungen im öffentlichen Dienst rein 
nach sachlichen Gesichtspunkten unter Aus­
schluß politischer Erwägungen erfolgen sollen, 
getan wird. 

Wie bereits mein Kollege Pichler erwähnt hat, 
war ja nach dem bestehenden Ausschreibungsge­
setz der ÖBB vom 6. Juli 1 983 die Ausschreibung 
leitender Funktionen schon bisher möglich oder 
vorgeschrieben. Nunmehr soll aber auch wie im 
Bundesdienst die Ausschreibung aller freiwerden­
den und nachzubesetzenden Planstellen erfolgen. 

Die Ausschreibung hat in der "Wiener Zei­
tung" zu erfolgen. Alle Bewerber sind in Listen 
aufzunehmen. Die Listen sind öffentlich auszule­
gen. Alle Anwärter haben sich einer Eignungs­
prüfung zu unterziehen. Hinsichtlich der Tests, 
die es doch da und dort noch geben wird, hoffe 
ich, daß sie zu anonymisieren sein werden. Die 
Auswertung hat anonym zu erfolgen. so wie das 
bitte auch im Bundesratsdienst bereits vorge­
schrieben ist. Alle Bewerber haben sich einer be­
triebspsychologischen Eignungsuntersuchung zu 
unterziehen, und schließlich sind ab dem 1 .  Jän­
ner 1 990 von Gesetzes wegen für die Aufnahme 
in die ÖBB die jeweils bestgeeigneten Bewerber 
heranzuziehen. 

Erfreulich für mich als Personalvertreter ist -
das ist von meinem Vorredner nicht erwähnt wor­
den -, daß zur Wahrung der Kontrollaufgaben 
ebenso wie im Ausschreibungsgesetz 1 989 aus 
dem Kreise der Mitglieder der zuständigen Perso­
nalvertretung ein Begutachtungsausschuß zu bil­
den ist, der aus je einem Mitglied der einzelnen 
im Zentralausschuß vertretenen Fraktionen zu 
bestehen hat beziehungsweise in den bei Zusam­
mensetzung des Zentralsausschusses aus Mitglie­
dern einer Fraktion auch die zweitstärkste Wäh­
lergruppe einen Vertreter zu entsenden hat. 

Ich möchte auch noch erwähnen - was der Be­
richterstatter ebenfalls schon getan hat -, daß bei 
den Vorarbeiten zur Vollziehung des Ausschrei­
bungsgesetzes bei einigen Bedienstetengruppen 
schwerwiegende Probleme aufgetreten sind, so­
daß ihre Herausnahme aus dem Anwendungsbe­
reich dieses Gesetzes oder eine auf die speziellen 
Verhältnisse abgestimmte Sonderregelung erfor­
derlich ist. Hier dürfen vielleicht angeführt wer­
den das künstlerische Personal bei den Bundes­
theatern, die Piloten, die Flugverkehrskontrollore 
oder im Bereich der Post die Zusteller bezie­
hungsweise die Mitarbeiter im Bereich des Bau­
dienstes. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß stellt jeden­
falls neben dem schon erwähnten Gesetz über die 
Ausschreibung bestimmter Funktionen und Ar­
beitsplätze beziehungsweise die Besetzung von 
Planstellen im Bundesdienst einen weiteren, nach 
den Ausführungen meines Vorredners ja ohnehin 
kaum mehr notwendigen, in unseren Augen aber 
doch sehr wesentlichen Schritt in Richtung der 
von der ÖVP geforderten Objektivierung bei der 
Besetzung freiwerdender Planstellen im öffentli­
chen Dienst und eine Zurückdrängung der politi­
schen Einflußnahme bei Posten vergaben dar. 

Meine Fraktion wird daher diesem Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates die Zustimmung geben. 
(Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 18,./0 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Vize präsident Dr. 
Schambeck. Ich erteile ihm dieses. 

/:3 . .J.IJ 
Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, Nie­

derösterreich): Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Meine Damen und Herren! Es ist erfreulich, 
daß wir Gelegenheit haben, uns innerhalb kurzer 
Zeit im Bundesrat mit der "Neuen Bahn" zu be­
schäftigen, mit den technischen Ausstattungen, 
mit den Verbesserungen der Bahnfahrzeiten, und 
daß wir uns heute mit den personellen Vorausset­
zungen dazu beschäftigen. Alle Redner sind, glau­
be ich, einer Meinung: Das soll nicht Selbstzweck 
sein, sondern es soll ein Dienst am Fahrgast gege­
ben sein. An gesichts der geopolitischen Lage 
Österreichs soll sich auch der Ausländer bei uns 
wohlfühlen - dazu wird viel von der Bundesbahn 
geleistet - und sollen die Voraussetzungen für 
unsere Brückenfunktion erfüllt werden. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit aber auch 
darauf hinweisen, daß in der jetzigen Jahreszeit 
das Tageslicht immer kürzer und das Licht von 
den Lampen zum Lesen immer notwendiger wird. 
Und hier möchte ich Ihnen sagen als einer, der 
nahezu täglich die Österreichische Bundesbahn 
benutzt, daß die Lichtverhältnisse in den Wag­
gons katastrophal sind. 

Wenn ich in der Früh zu meinen Vorlesungen 
nach Linz fahre - ich übe nämlich meinen Beruf 
seit langem in einem Bundesland aus - und am 
Abend zurückfahre, dann habe ich etwa um 16 
Uhr beim Linzer Hauptbahnhof die Möglichkeit, 
mit dem "Franz Liszt" zu fahren oder mit dem 
"Andreas Hofer" . Ich fahre mit dem "Franz 
Liszt", denn in ihm kann ich nämlich lesen; beim 
"Andreas Hofer" ruiniere ich mir die Augen. 

Wenn ich in der Früh hinauffahre, ist es eine 
Katastrophe. Ich habe schon das letztemal hier 
gebeten, daß man nicht Millionen ausgibt bei den 
ehrenwerten Leuten von Simmering-Graz-Pau­
ker, wo man von der "Neuen Bahn" spricht, wäh-
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rend die neuen Granituren katastrophal sind und 
nur die alten Garnituren eine bessere Klimaanla­
ge haben. 

Meine Hohen Bundesräte! Ich lade Sie ein: 
Wenn Sie um halb sieben . . .  (Bundesrat P i  c h ­
I e r: Da kann die Eisenbahn nichts dafür.') Da 
müßt ihr euch darum kümmern, denn die Bun­
desbahnangestellten beschweren sich alle. Jeder, 
mit dem ich rede, sagt: Wir haben Meldungen ge­
macht, das ist alles für die Katz' ! - Ich habe ge­
sagt - das sage ich ihnen erst im nachhinein -: 
Ich kann d arüber reden! - Und das möchte ich 
jetzt tun. 

Die Leute sind um halb sieben in der Früh be­
reits dort, eine halbe Stunde vor Abfahrt des Zu­
ges. Früher haben sich die Leute gedrängt, damit 
sie beim Fenster sitzen. Jetzt drängen sie sich, da­
mit sie am Gang sitzen, damit sie sich nicht ver­
kühlen, bitte schön. Das sind katastrophale Ver­
hältnisse! 

Es ist ein neuer Speisewagen gebracht worden, 
der ist recht nett. Den empfehle ich allen ju ngen 
oder älteren Leuten, die vor der Verlobung ste­
hen, sich in der Verlobungszeit befinden oder 
jung verheiratet sind. Er ist für Hochzeitsreisen 
wie geschaffen (Heiterkeit) ,  aber bitte schön nicht 
für Leute, die das bereits sind und die Kommuni­
kationsfähigkeit schon erschöpft haben, die lesen, 
arbeiten wollen und Licht haben wollen. (Heiter­
keit. ) 

Es ist eine traurige Sache! Bitte schauen Si e 
sich diese neuen Garnituren an! Ich würde daher 
bei der Gelegenheit wirklich sine ira et studio bi t­
ten, daß man die Lichtverhältnisse in der B ahn 
verbessert. Sie brauchen nur zu schauen : Wo die 
schlechten Lichtverhältnisse sind, sind die Wag­
gons von der Bundesbahn, und wo die guten 
Lichtverhältnisse sind, handelt es sich um Wag­
gons der Deutschen Bundesbahn, die hereinkom­
men. Das sagen die Schaffener, die Zugsführer 
alle. Aber jeder sagt mir hinzu: Es ist zwecklos. 

Ich erlebe das seit Jahren, und wenn Sie den 
Herrn Hainitz und den jeweiligen Generaldirek­
tor treffen, dann werden Ihnen die seit Jahren 
sagen können, daß ich das selber beanstande. 
Nachdem ich Mandatar der Südbahngegend bin, 
erlebe ich das regelmäßig von Leobersdorf etc. 
herein und hinaus. 

Ich möchte das bei dieser Gelegenheit wieder 
tun, und ich werde auch, wenn sich das nicht än­
dert - das sage ich Ihnen jetzt schon -, eine 
Anfrage einbringen, eine ganz fundierte Anfrage, 
und werde eine Anfragebeantwortungsdebatte 
vom Zaun brechen, weil es Hunderte Menschen 
gibt, die sich genauso wie ich darüber aufregen. 

Und ich bin nicht verpflichtet, darüber zu 
schweigen, meine Damen und Herren! Eine 
Länderkammer hat sich damit auseinanderzuset­
zen, denn die Bundesbahn fährt in den Bundes­
ländern, und zwar in großartigem Taktverkehr, 
wo die entsprechenden Voraussetzungen nicht 
geliefert werden, damit diese Qualität erreicht 
wird. Da sind wir noch weit entfernt von einer 
Europareife! Das möchte ich Ihnen sagen. (Allge­
meiner Beifall.) /8.44 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der F all. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b  s t i m m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmenmehrheit, gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates k e i n e n E i n ­
s p r Cl c h zu erheben. 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. Dezember 1989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Parteiengesetz geändert wird 
(312/A-II-9211 und 1165/NR sowie 3802 und 
3801lBR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutze�berger: Wir ge­
langen nun zum 5. Punkt der Tagesordnung: 
Bu ndesgesetz, mit dem das Parteiengesetz geän­
dert wird. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dr. Martin 
Strimitzer. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Martin Strimitzer: Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Meine Damen 
und Herren! Das österreichische Parteienrecht 
unterscheidet sich von jenem der meisten anderen 
Demokratien darin, daß Förderungsbeiträge le­
diglich zu den kontinuierlichen Kosten der politi­
schen Parteien gewährt werden, nicht jedoch zu 
den Kosten der Wahlwerbung, die erfahrungsge­
m äß für politische Parteien in besonderem Maße 
finanziell belastend sind. 

Durch den gegenständlichen B eschluß des Na­
tionalrates soll daher auch in Österreich eine 
Rechtsgrundlage dafür geschaffen werden, daß 
politische Parteien in Wahljahren auf ihren An­
trag hin einen Rechtsanspruch auf einen Beitrag 
zu den ihnen im Zuge der Wahlwerbung erwach­
senden Kosten (Wahl werbungskosten-B eiträge) 
erhalten. Dabei sollen diese in der Weise berech­
net werden, daß die Zahl der bei der jeweiligen 
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Nationalratswahl Wahlberechtigten mit  einem 
Betrag von 20 S multipliziert wird und der sich 
daraus ergebende Betrag auf die anspruchsbe­
rechtigten politischen Parteien im Ver hältnis aller 
der bei der jeweils letzten Nationalratswahl für sie 
abgegebenen Stimmen vertei lt  wird. 

Parteien, die keinen Antrag auf Zuerkennung 
von Wahlwe rbungskosten-Beiträgen gestellt ha­
ben, sollen bei dieser Berech nung nicht berück­
sichtigt werde n. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 1 5 . Dezember 1 989 i n  Verhandlung ge­
nommen und einstimmig beschlossen,  dem Ho­
hen Hause zu empfehlen. keinen E i nspruch zu 
erheben.  

Als E rgebnis seiner Beratungen stellt der Aus­
sch u ß  für Verfassung und Föderalismus somit 
den A n t r a g, der B undesrat wolle besch l ießen:  

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
1 4. Dezember 1 989 betreffend ein Bu ndesgesetz, 
mit dem das Parteiengesetz geändert wird, wird 
kein Ei nspruch erhoben. 

Vizepräsident Wa lter Strutzenberger: Danke. 

Zum Wort gemel det ist Herr Bundesrat Alb­
recht Konecny. Ich erteile ihm das Wort. (Bun­
desrat R u m  p o l  d: Entschuldigen Sie, ich habe 
dagegengestimml im Aussc huß!) 

Bundesrat Albrecht Konecny (SPÖ, Wien) :  
Herr Präsident! Herr . . . 

Berichterstatter Dr.  Martin Strimitzer: Ich stei­
le fest, daß in  der Vo rlage . die mir zugegangen ist . 
davon die Rede ist, daß e instimmig beschlossen 
worden ist, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben.  Ich anerke n ne aber 
den Einwand des Herrn Kol legen Rumpold. Ich 
eri n nere mich jetzt, weil er darauf aufmerksam 
gemacht hat, se hr deutlich. 

V izepräsident Walter Strutzenberger: Herr Be­
richterstatter !  Der E i nwurf des Herrn Kollegen 
Ru mpold mag schön und gut se in .  Hier lautet der 
Beric ht,  keinen Einspruch zu erheben. 

Berichterstatter Or.  Martin Strimitzer: Ja, ja. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Gut, 
danke schön.  

Berichte rstatter Dr .  Mart in  Strimitzer: Das 
schon. Aber nur ist meine Bemerkung, daß ein­
stimmig beschlossen worden sei , keinen Ein­
spruch zu e rheben, insoferne unrichtig, als Kolle­
ge Rumpold Einspruch erhoben hat. Es wurde 
also mehrstimmig beschlossen ,  dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke. 

Herr Bundesrat Konecny ist am Wort! 

18.48 
Bundesrat Albrecht Konecny (fortsetzend) : 

Herr Präsident ! Herr B undesmi nister! Hoher 
Bu ndesrat! Die Diskussion, die mich jetzt zu ei­
nem zweiten Redeanlauf gezwungen hat, ist na­
türl ich zutiefst charakteristisch.  Woher soll  man 
wissen, wofür d ie F PÖ i n  dieser Frage gerade ist? 
(Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.)  

Der Kollege Rumpold hat  n u n  zugegebenerma­
ße n - ich war nicht  dabei ,  aber ich habe keinen 
Grund, a n  den Aussagen des Kollegen Strimitzer 
zu zweifel n  - in u nserem Ausschuß dagegenge­
sti mmt. Es gibt Vorläufer - wen n  ich das so sa­
gen kann - ,  die im Aussc h u ß  des Nationalrates 
eben dies nicht getan habe n. (Bundesrat R u 111 -

p o l  d: Unter anderen Voraussetzungen.') Unter 
denselben Voraussetzungen,  Herr Kollege. In  ei­
nem a nderen Haus, aber das ist keine andere Vor­
aussetzung. 

Und sehen Sie, Herr Kollege , wen n  wi r hier e i n  
Musterbeispiel f ü r  das haben ,  was zu Recht als 
ve rantwortungslose populistische Politik kritisiert 
wird. und ich würde I h nen se hr empfe hlen, das 
Büchlein,  das Ihnen der Herr Kollege Arbeiter 
heute überreicht hat, seh r  sorgfältig zu studieren,  
das .. viele Beispiele enthält . . .  (BeifaLL bei der 
SPO. - Bundesrat Mag. L a k II e r: Da brauc hen 
Sie nicht slOlz zu sein darauf.') 

Herr Kollege ! Ich b ilde m i r  nichts ein, aber ich 
weiß ,  da ß das, was drinnensteht, die Wahrheit ist . 
Das reicht. (Beifall bei der SPÖ. )  

. 

Wen n  also ein E xempel und ein Lehrbeispiel 
dafür benötigt würde - das wär's. Da wird also , 
solange sich das im Ausschuß abspielt, natürl ich 
zu dieser vernünftigen Idee ja gesagt. 

Abe r nach dem Motto "Grüß'  mich nicht unter 
den Linden" : Wen n  kleinformatige Schreiberlin­
ge ein bißchen aufzuziehen beginnen, dann ist d ie 
Sache für die FPÖ eine völlig andere, dann findet 
eine jener sagenhaften 1 80-G rad-Kursbereinigun­
gen statt. (Bundesrat F a  r t h o f e r :  Wende.') Und 
damit fällt mir natürlich die Qualifikation in 
Ric htung Populismus in  diesem Fall ganz au ßer­
ordentlich leicht. 

Aber lassen Sie mich noch ein b i ßchen zurück­
kehren zu dem G undgedanken,  den n  im Gegen­
satz zu I h nen stehen wir zu einem Gesetzentwurf 
oder zu e inem Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes, von dem wir schon wissen ,  daß e r  uns nicht 
reihum Beifall eintragen wird,  abe r den wir für 
demokratiepolitisch richtig halten und den wir -
im Gegensatz zu I h ne n  - nicht wie eine heiße 
Kartoffel fallen lassen ,  wenn irgend jemand 
meint, es handle sich um eine wen iger gute Idee. 
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Parteien sind ein unverzichtbarer Bestandteil 
der demokratischen Willensbildung in u nserer 
Republik.  Wahlkämpfe, die Wah lause inanderset­
zung, d ie Argumentation u nd auch die Informa­
tion,  die damit verbunden ist, sind e ine entschei­
dende Voraussetzung dafür, daß Wähler - was 
wir alle wollen - eine E ntscheid ung treffen kön­
nen,  die sich an einer b reiten I nformatio n ,  an ei­
ner Darstel lung der versch iedenen Standp unkte 
orientieren kan n. 

Wenn es in anderen Ländern , wie namentlich 
in der Bundesrepublik Deutschland, sei t  vielen 
Jah ren ein durchaus bewährtes System gibt, die­
sen demok ratiepo litischen Beitrag, nämlich Argu­
mente in einer Wahlbewegung zu unterbreiten , 
aus öffentlichen M itteln zu unterstützen, so glau­
be ich n icht, daß wir hier irgendeinen Sündenfall 
begehen, we n n  wir d ieses bewährte System auch 
bei  u ns anwenden. (Bundesrat Mag. L a k n e r: 
Wenn Sie Wahlwerbung als "Information" be­
zeichnen.') I h re nicht, das ist mir schon klar! (Bei­
fall bei der SPÖ. )  Von daher hat I hre Ankündi­
gung, diese M ittel nicht in Anspruch zu nehmen , 
eine gewis�e sachliche Berechtigung. (Heiterkeit 
bei der SPO. ) 

Wenn wir also dieses demo kratische Instru­
ment einer rationalen Wahlausei nandersetzung, 
e i ner Konfrontation von Programmen - ich gebe 
zu, da haben Sie I hre Schwächen - ,  eine Kon­
frontation von Ideen - ich gebe zu, da haben Sie 
auch Ihre Schwächen - ,  eine Konfrontation von 
Personen - da behau pten Sie, Sie haben eine 
Stärke; ich kann das nicht so gan z  tei len - ,  we nn 
wir dieses . . .  (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Bitte? 
(Zwischenrufe der Bundesräte Mag. L a k n e r und 
R u m  p o l  d. J Der Kollege Rum pold interessiert 
mich. - Ich habe Sie nicht verstanden. (Bundes­
rat R u m  p o l  d: Sprec hen wir nach der nächsten 
Wahl weiter!) 

Sicher sprechen wir nach der nächsten Wahl 
weiter. Es gehört zum Wesen der Demokratie, 
daß man mitei nander sprechen kann,  gerade auch 
nach einer Wahl ,  die unter  solchen Kriterien ge­
schlagen wird. 

Aber lassen Sie mich noch etwas hinzufügen: 
Es ist ganz klar - und da hat es zwischen den 
beiden gro ßen Parteien eine Vereinbarung gege­
ben - ,  daß der Bürger auch das Gefühl  haben 
m u ß ,  daß d ie Parteien sehr woh l  wissen ,  daß sie 
n u r  jene M ittel oder Mittel in einem solchen Aus­
maß für die I nformation einsetzen kön nen,  die 
der Bürger als rational,  als ver n ünftig, als in ei­
nem Verhältnis zum Anlaßfal l  stehend zu akzep­
tieren bereit  ist. 

Niemand - und das haben die Initiatoren die­
ses Antrages seh r  deutlich gemacht - denkt dar­
an,  das gewissermaßen als e ine "Zuwag" zu einem 
p ro pagandistischen Overki l l  zu verwenden. Ganz 

im Gegenteil:  Wir sind und wir treten ein - u n d  
wir haben u ns darüber gee i nigt - f ü r  eine Be­
grenzung der Aufwendungen im Wahlkampf, 
weil wir glauben,  daß uns der Bürger sehr k ritisch 
mi ßt. 

Allerdi ngs treten wir a uch dafür ein,  daß der 
Bürger sehr klar  weiß,  woher die Mittel kommen, 
die er in Form von Werbematerial in einem sol­
chen Wahlkampf sieht. 

Wir bekennen u ns dazu , daß eine Quelle diese 
öffentlichen M ittel sein können, und wir wollen 
uns nicht we iter auf jenem Weg bewegen,  wo Sie 
uns ja wirklich M usterbeispiele l iefern, wie etwa 
im Fall Krünes und so weiter. Wir glauben, daß 
d ie Offen heit der Quellen,  die Klarlegung auch 
der Parteifinan zen ,  die in diesem Gesetz veran­
kert ist, e ine wichtige Voraussetzung dafür ist, 
daß die Bürger jenes Maß an Vertrauen in die 
Demokratie habe n ,  das diese zu ih rem Beste hen 
braucht. 

Wir werden selbstverständlich diesem Geset­
zesbeschluß des Nationalrates unsere Zustim­
mung geben. Wir tun es nicht verschämt, wir tun 
es nicht entschuld igend, sondern wir tun es i n  
de m klare n  Bewu ß tsein,  daß das auch e i n  Beitrag 
zur Verbreiterung unse.�es de.�okratischen Sy­
stems ist. (Beifall bei SPO und OVP. ) 18.55 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner e rteile ich Herrn Bundesrat lng. 
Eberhard das Wort . 

18.55 
Bundesrat Ing. August Eberhard (ÖVP , Kärn­

ten ) :  Herr Präsident!  Herr Bundesminister!  Mei­
ne sehr geehrten Damen und Herren !  Hohes 
Haus! Der vorliegende Gesetzesbeschluß,  m it 
dem das Parteiengesetz geändert werden soll, ist 
für mich auch ein Schritt in Richtung offener, 
durchschaubarer Parteienfinanzierung. Die Par­
teienvielfalt - und diese beinhaltet ja letzten En­
des auch die Me in ungsvielfalt  - ist die Würze der 
Demokratie . Nur ein Mehrpa rteiensystem garan ­
tiert letzten Endes auch eine lebendige Demokra­
tie. Ohne Parteien wären wir sc hließlich auch kei­
ne Mandatare , keine Abgeordneten und damit 
auch nicht hier i m  Hohen H a use. 

Was ein Einparteiensystem bedeutet, wissen 
wo hl jene Menschen am besten,  die viele Jahr­
zehnte h indurc h  h inter dem E isernen Vorhang 
verbringen mußten.  (Bundesrat Mag. L a k n e r: 
Manche haben auch ein Zweiparceiensysteml) Auf 
jeden Fall sind d iese Menschen sehr  glücklic h ,  
wenn s i e  d ie Möglichkeit haben , vom Osten her 
zu uns zu kommen. (Bundesrat Mag. L a k n e r: 
Noch!) Mit der Öffnung der Grenzen in Richtung 
Westen kann diese sc hwergeprüfte Bevölkerung 
echt aufatmen. Nicht nur, daß damit die Möglich­
keit eröffnet wurde,  ohne E rschwernisse in den 
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Westen zu kommen, entsteht darüber hinaus un­
ter dem Druck der Bevölkerung das Mehrpartei­
ensystem auch in  d iesen Ländern und Staaten, 
und damit entstehen auch neue Möglichkeiten für 
die Demokratie und für das Demokratiegesche­
hen. 

U nsere politischen Parteien haben ja von der 
Bundesverfassung her an der Willensbitdung un­
seres Staates mitzuwirken. Damit erfül len diese 
Parteien eine sehr wichtige gesel lschaftl iche Auf­
gabe in unserem Staate. 

In Anerken nung d ieser Aufgabe erhalten die 
Parteien in Österreich - wie wir vom Herrn Be­
richte rstatter schon ge hört haben - ,  wie in nahe­
zu allen Demok ratien,  soweit sie eben im Natio­
nalrat vertreten s ind u nd mindestens ein Prozent 
der Sti mmen bei den Nationalratswahlen erreicht 
haben, Förderungsmittel .  

Aber wir haben auch gehört: Mit dem U nte r­
sc hied, daß eben d ieser Förderungsbeitrag bei uns 
in Österreich nur für d ie laufenden kontinuierli­
chen Aufgaben verwendet wird, nicht aber für die 
Wahlwerbung. Erfahrungsgemäß bringen Wah­
len fü r die politischen Parteien natü rlich auch 
eine besondere finanzie l le Belastung. Durch die 
Abänderung des Parteiengesetzes sol l  in Öster­
reich die Rechtsgrundlage dafür geschaffen wer­
den, daß in Wah ljahren d ie Parteien aufgrund ei­
nes Antrages eine Wahlkostenerstattung erhalten 
sollen. 

Für mich seh r  wesentlich und sehr erwä hnens­
wert in diesem Zusammenhang ist aber, daß 
durch dieses Parteiengesetz al le  Einnahmen und 
Ausgaben,  also nicht nur jene aus der Parteienför­
derung, in Rec henschaftsberichten offenzulegen 
und im " Amtsblatt zur Wiener Zeitu ng" sch l ie ß­
lich zu veröffentlichen sind. 

Für  mich ist eigentlich das Verhalten der Frei­
heitlichen Partei in dieser F rage unverständlich .  
Es  wurde von meinem Vorredner schon darauf 
hingewiesen:  Im Aussch u ß  des Nationalrates hat 
man dafür gestimmt, u nd n unmehr setzt man sich 
ab. 

Für mich ist diese Verhaltensweise deshalb seh r  
fragwürdig, weil m a n  in Kärnten sehr woh l  über 
die Parteienfinanz ierung h inaus - in Kärnten be­
trägt d ie Parteienfinanzierung rund 38 Mil l ionen 
Sc hil l ing, das war für das Jahr 1 988 und auch für 
das Jahr 1 989 - anläßlich der Landtagswahlen 
1 989 Wahlausgaben von 10 Mill ionen Schi l l ing 
auch mit den Stimmen der F reiheitlichen Partei 
beschlossen hat. (Hörthörtru!e bei der SPÖ.) 

Anscheinend laufen für die FPÖ in Kärnten die 
Uhren anders als in Wien. Dort,  wo man das Sa­
gen hat, ist man sehr wo h l  bereit, mitzubeschl ie-

ßen und diese M ittel auch in Anspruch zu neh­
men. 

Für mich ist diese zwielichtige Verhaltensweise 
der FPÖ wieder einmal mehr ein Beweis mehr für 
deren Unglaubwürdigkeit. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Ne­
ben der Offenlegung der Einnahmen und Ausga­
ben der Parteien liefert dieses zu beschl ießende 
Gesetz auch einen Beitrag zu mehr Transparenz, 
zur politischen Struktur in unserem Lande. Da­
her wird u nsere Fraktion der Änderung des Par­
teiengesetzes die Zustimmung erteilen.  - Danke 
sc hön. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  19 . 1)/ 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Rumpo ld. Ich erteile 
ihm das Wort. 

1 9J)J .. 
Bundesrat Gernot Rumpold (FPO,  Kärnten) :  

Sehr verehrter Herr P räsident! Sehr verehrter 
Herr Minister! Meine sehr vereh rten Damen und 
He rren ! Hoher Bundesrat! Das " 1 00-Mill ionnen­
Ding" der beiden alten Parteien (ironische Heiter­
keit bei der SPÖ) ist ja in aller Munde u nd zeugt 
von der UnsensibiI ität d ieser Parteien gegenüber 
der pol itisc hen Real ität. 

Ich möch te zu den Ausführungen des Herrn 
Konecny nur folgendes sagen: Die FPÖ hat im 
Ausschuß nur deshalb ihre Zustimmung ertei lt, 
wei l  dort noch i m  Gespräch war, daß e ine gesetz­
liche Wahlkampfkostenbeschränkung e ingeführt 
wird. Die beiden alten Parteien haben sich gewei­
gert, eine solche gesetzliche Beschränkung einzu­
führen, und daher ist es aus unserer Sicht absolut 
unzumutbar, dieses Geld auf diese Weise den Par­
teien zur Verfügung zu stel len. (Bundesrat ]ürgen 
W e  i s s: Auch unzumutbar, anzunehmen?) 

U nd,  Kollege Eberhard, deine Ausführu ngen in 
bezug auf d ie Kärnter Lösung finde ich desha!.b -
wie sol l  ich sagen - sehr infam, weil d ie OVP 
nach der Wahl unter dem Teppich zu uns gekro­
chen ist und händeringend gefleht hat, die Partei­
en finanzierung etwas zu erhöhen,  weil die Partei 
sonst konkursgefäh rdet ist. (Bundesrat F a  r t h o  -
fe  r :  Ihr habt Zustände!) Das ist die Realität! U nd 
die Freiheitlic he Partei hat aus Sol idaritätsgrün­
den diese r Lösung zugestimmt. (Bundesrat 
5 c h a c h  n e r: Wie geht es euch jetzt in der Steier­
mark?) Wir werden sehen, ob die ÖVP in der 
Steiermark d ieselbe Solidarität mit der F re i heitli­
chen Partei hat wie d ie Freiheitliche Partei in 
Kärnten mit der ste irischen FPÖ. - Das zu d ie­
sen Dingen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herre n !  Der 
vorliegende Gesetzesbeschluß wurde am 29. No­
vember von den Abgeordneten Cap und Taus in 
einem Antrag im Parlament eingebracht. Dieser 
Antrag wurde dann kurzfristig im Nachtrag auf 
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die Tagesordnung des schon früher terminisierten 
Verfassungsausschusses vom 6. Dezember 1 989 
gesetzt. Ohne auch nur d ie Problemati k einer 
derartigen Aufstockung der Parteienfö rderung ei­
nem Mindestmaß an parl amentarischer Erörte­
rung im Ausschuß unterzogen zu haben, wo llen 
die Regierungsfraktionen d iesen Antrag heute im 
Plenum absegnen lassen. 

Auch die wenigen Wochen der Gespräche, die 
zuvor gelaufen sind zwischen den Parteisekretä­
ren, waren werteinhaltslos u nd nicht von einer 
ernsten Absicht beseelt, sodaß dieser Gesetzesbe­
schluß darauf sc h l ie ßen läßt, da ß die beiden alten 
Parteien in ernsthaften Geldschwierigkeiten s ind , 
denn sonst wäre eine solche Husch-Pfusch-Ak­
tion ja n icht notwendig. 

Die freiheitliche F raktion hält diese überrum­
pelnde, öffentlichkeitsfeindliche und für den B ü r­
ger dieses Landes schwer verständliche Vorgangs­
weise für grundsätzlich falsc� . Wah l kampfkoste n 
stellen zu Recht e in  in der Offentlich keit höchst 
sensibles politisches Thema dar. (Bundesrat 
5 a l t  l b e r g e r: Hoffentlich nehmt ihr das Geld 
nicht auch!) Wir werden das n icht in Anspruch 
nehmen,  Herr Kollege !  (Bundesrat 5 a t t l b e r ­
g e r: Ihr seid die ersten, die die Hand aufhalten.' 
Auch in Oberöseerreich!) Sie werden feststellen, 
daß die F reiheitliche Partei auch i n  d ieser Frage 
absolut zu dem steht,  was sie auch jetzt verspro­
chen hat, nämlich daß sie das Geld unter d iesen 
Voraussetzungen nicht annimmt. (Zwischenrufe 
bei der Ö VP.) 

Stimmen Sie doch einer gesetzlichen Wah l­
kampfkostenbeschränkung zu, mei ne se h r  ver­
ehrten Damen und Herren,  dann ist das eine gan z  
a ndere Ebene, a u f  d e r  w i r  d iskutieren.  (Neuerli­
che Zwischenrufe bei der Ö VP. ) Na selbstver­
ständlich ! (Bundesrat Mag. K u  k a c k a: Hättet ihr 
einen Antrag eingebracht!) Der Antrag wurde ein­
gebracht, Herr Kollege. (Bundesrat Mag. K u -

k a c  k a: Ist doch gar nicht wahr.') Selbstverständ­
lich! Darum werden Sie doch nicht herumkom­
men, den n  ich werde heute e i nen Antrag einbrin­
gen, viel leicht können Sie dem dann zustimmen .  

Eine sac h liche E rörterung der finanziellen 
Ausstattung der Parteien sowie die Erarbeitung 
von Alternativen zu dem vo rliegenden I nitiativ­
antrag der Abgeordneten Taus und Cap ware n 
unter d iesem Verfah rensdruck und u nter d ieser 
K ürze und E ile absol ut n icht möglich. Die ge­
wählte Vorgangsweise einer überfallsartigen -
denn das ist relativ kurzfristig entsch ieden wor­
den - ,  fast heim l ichen Beschlu ßfassung leistet 
der parlamentarischen Demokratie und dem Par­
teienstaat einen schlechten D ienst u nd fördert le­
d iglich d ie Parteien verdrossenheit. 

Meine seh r  verehrten Damen und Herren!  D ie 
Bevölkerung ist verunsichert durch d ie Skandale, 

d ie durch Ihre Parteien verursacht wurden. (Bun­
desrat V e  l e t  a: Wahlspenden! - Bundesrat 
5 c h a c h  n e r: Wie ist das mit den 100 000 5 von 
Krünes gewesen?) Jetzt beschließen Ihre Parteien 
eine Parteienfö rderung, die in keinem Verhältnis 
zu dem steht. wie das Vertrauen der Bevölkerung 
zu diesen Parteien ist. 

Die geschi lderte Vorgangsweise der Regie­
rungsfraktionen kommt einer Erpressung der 
Opposition nahe, weil d iese vor die Alternative 
gestellt wird , entweder e inem derartig demokra­
tischpolitisch bedenklichen Antrag zuzustimmen 
oder sic h dem Vorwurf auszusetzen ,  zwar das Ge­
setz nicht mitzutragen,  aber später die Mittel in 
Anspruch zu nehmen beziehungsweise durch den 
Verzicht darauf die Chancengleichheit zwischen 
den wahlerbenden Parteien noch weiter zu ver­
zerren .  

Die Freiheitliche Partei bekennt sich z u r  demo­
kratischen Notwendigkeit einer politischen Mei­
nungsbildung in der parlame ntarischen Demo­
kratie d urch die Förderung der Parteien aus öf­
fentlichen Mitteln,  sie vertritt aber die Auffas­
sung, daß eine Erhöh ung der Parteienfinanzie­
rung über den Weg einer Wahlkampfkosten ­
rückerstattung mit  einer gesetzlichen 
Wahl kampfkostenbeschränkung verbunden sei n  
muß. Dabe i ist d e r  zeitliche Rahmen des Wahl­
kampfes von derzeit sec hs Wochen vor dem 
Wahltag bei weitem zu kurz.  

Die Wahlkampfmiuel si.nd ebenfalls zu begren­
zen. Über die engeren Wahlkam pfmittel hinaus 
sind auch die F ixkosten der wahlwerbenden 
G ruppen in d iesen Zeitraum einzubeziehen. Für 
diese im weiteren Sinn gefaßten Wahlkampfko­
sten muß eine Höchstgrenze gesetzlich festgelegt 
werden ,  deren Einhaltung die Voraussetzung für 
eine Antragstel lung zur Wahlkam pfkostenrück­
erstattung bildet. 

Der Initiativantrag der Abgeordneten Dr. Cap 
und Dr. Taus ist in  keiner Weise geeignet, den 
demokratiepol itischen E rfordernissen im Zusam­
menhang mit dem sensiblen Thema der Parteien­
finanzierung Rechn ung zu tragen.  

Meine sehr  verehrten Damen und Herren ! Ich 
werde daher mit  meiner F raktion einen Antrag 
heute im Bundesrat einbringe n, der Ihnen d ie 
Möglichkeit noch einma l offenläßt, diese Vor­
gangsweise zu überdenken und dieses Gesetz 
noch einmal an den National rat zurückzuweisen .  

Antrag 

der Abgeordneten Rumpold, Ing. Meischberger, 
Schwab, Mag. Lakner. 

Der Bundesrat wolle beschließen: 
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Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
15 . 12 . 1989 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Parteiengesetz geändert wird (31 2/A-II-921 1  
und 1 1 65/NR der Beilagen), wird Einspruch erho­
ben. 

Meine sehr  verehrten Damen und Herren!  Die 
Begründung . . . (Bundesrat Jürgen W e  i s s: Ist 
das der ganze Antrag?) Ja, bitte, wir werden da 
keine inhaltlichen Diskussionen führen können, 
wei l  das ja im Nationalrat beschlossen werden 
m u ß .  (Bundesrat A lbrecht K 0 n e {n y: Sie haben 
es anders gesagt! Sie haben einen anderen Amrag 
versprochen.' - Bundesrat S c  h a c h  n e r: Haben 
Sie Formulierungsschwierigkeiten?J Deshalb so ll 
es rückverwiesen werden,  meine seh r  vereh rten 
Damen und Herren. 

Sollten Sie, wie ich annehme, diesem Antrag 
nicht zustimmen, dann freue ich mich und bedan­
ke mich schon jetzt für d ie Wahlunterstützung 
für d ie Freiheitliche Partei,  denn wir haben be­
reits ei nen Slogan für diese ganze Sache: Jede 
Stimme für die FPÖ spart Steuergelder !  (Beifall 
bei der FPÖ. - Bundesrat Dr. 0 g r i s: Sie haben 
einen Antrag auf Begrenzung versprochen.') /9./0 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Der von 
den Bundesräten Rumpold, Ing. Meischberger, 
Sc hwab, Lakner eingeb rachte Antrag ist somit 
entsprechend unterstützt. 

Ich ersuche die Frau Schriftfü hrerin ,  die Be­
gründung des Antrages zu verlesen. 

Schriftfüh rerin Grete Pirchegger: 

Begründung: 

Am 29. November haben die Abgeordneten Dr. 
Cap ulld Dr. Taus einen Antrag zum Parteienge­
setz eingebracht, durch welchen den wahlwerben­
den Parteien zur Wahlkampfkostenerstaltung eine 
Verdoppelung der Parteienförderung zugeführt 
werden soll. Dieser A ntrag wurde dann kurzfristig 
im Nachtrag auf die Tagesordnung des schon frü­
her terminisierten Verfassungsausschusses vom 
6. Dezember 1 989 gesetzt. Ohne auch nur die Pro­
blematik einer derartigen Aufstockung der Partei­
enförderung einem Mindestmaß an parlamemari­
scher Erörterung im A usschuß unterzogen zu ha­
ben, wollen die Regierungsfraktionen diesen An­
trag heute durch das Plenum absegnen lassen. 

A uch die wenigen Wochen zu vor begonnenen 
Gespräche zwischen Repräsentanten der Parteien 
wurden nur flüchtig und ohne Substanz geführt. 
Über die dabei seitens der Freiheitlichen geforder­
te Verknüpfung mit einer strikten, umfassenden 
und wirksamen Wahlkampfkostenbeschränkung 
wurden zwar ausführliche Gespräche in Aussicht 
gestellt, diese sind bis heute jedoch nicht zustande 
gekommen. 

Die freiheitliche Fraktion häLt diese überrum­
pelnde, öffemlichkeitsfeindliche und für die Mit­
bürger dieses Landes schwer verständliche Vor­
gangsweise für grundsätzlich falsch. denn die Fi­
nanzierung der Parteien, insbesondere aber eine 
Finanzierung von Wahlkampfkosten, stellt ein in 
der Öffentlichkeit zu Recht höchst sensibles politi­
sches Thema dar. 

Wenn die Parteien dieses Landes zusätzlich öf­
fentliche Mittel in Anspruch nehmen wollen. muß 
dies in einer Art und Weise erfoLgen. die einer de­
mokratiepolitischen und in aller Öffentlichkeit 
durchgeführten Diskussion standhäLt. 

Eine sachliche Erörterung der finanziellen Aus­
stattung der Parteien so wie die Erarbeitung von 
ALternativen zu dem vorLiegenden Initiativantrag 
der Abgeordneten Taus und Cap waren unter die­
sem Verfahrensdruck nicht möglich. 

Die gewählte Vorgangs weise einer überfallsarti­
gen, fast heimlichen Beschlußfassung leistet der 
parlamentarischen Demokratie und dem Parteien­
staat einen schLechten Dienst und fördert lediglich 
die Parteienverdrossenheil. 

Die oben geschilderte Vorgangsweise der Regie­
rungsfraktionen kommt einer Erpressung der Op­
position nahe. weil diese vor die Alternative ge­
stellt wird, entweder einem derart demokratiepoli­
tisch bedenklichen Antrag zuzustimmen oder sich 
dem Vont'urf auszusetzen, zwar das Gesetz nicht 
mitzutragen, aber später die Mittel in Anspruch zu 
nehmen beziehungsweise durch den Verzicht dar­
auf die Chanchengleichheit zwischen den yvahlwer­
benden Parteien noch H'elter zu verzerren. 

Die Freiheitliche Partei bekennt sich zur demo­
kratischen Notwendigkeit, die politische Willens­
bildung in der parlamentarischen Demokratie 
durch die Förderung der Parteien aus öffentlichen 
Mitteln zu unterstützefl, sie vertritt aber die A.uffas­
sung. daß eine Erhöhung der Parteienfinanzierung 
über den Weg einer Wahlkampfkostenerstaltul1g 
mit einer gesetzlichen Wahlkampfkostenbeschrän­
kung verbunden sein muß. Dabei ist der zeitliche 
Rahmen des Wahlkampfes von derzeit sechs Wo­
chen vor dem Wah/lag bei weitem zu kurz. Die 
Wahlkampfmittel sind ebenfalls zu begrenzen. 
Über die engeren Wahlkampfmittel hinaus sind 
auch die Fixkosten der wahhverbenden Gruppen 
in diesen Zeitraum einzubeziehen. Für diese im 
weiteren Sinn gefaßten Wahlkampfkosten muß 
eine Höchstgrenze gesetzlich festgelegt werden, de­
ren Einhallung die Voraussetzung für eine Antrag­
stellung zur Wahlkampfkoslenerstauung bildet. 

Der Initiativantrag der Abgeordneten Dr. Cap 
und Dr. Taus ist in keiner Weise geeignet, den de­
mokratiepolitischen Erfordernissen im Zusam­
menhang mit dem sensiblen Thema der Parteienfi­
nanzierung Rechnung zu tragen. Die parlamentari-
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sche Vorgangs weise der Regierungsfraktionen hat 
keinen Spielraum gelassen, diese Probleme einge­
hend zu erörtern und in eine entsprechende parla­
mentarische Willensbildung überzuführen. 

V izepräsident Walter Strutzenberger: Ich dan­
ke der Frau Sc hriftführerin für die Verlesung die­
ser ausführlichen Begründung. 

Der Antrag wird somit in die D iskussion ge­
no mmen. 

Nächste Wortmeldung: Herr Bu ndesrat Veleta. 
Ich ertei le ihm das Wort. 

19.15 

B u ndesrat losef Veleta (SPÖ, Wien) : Herr Prä­
sident!  Herr Bundesminister !  Sehr geehrte Da­
m e n  und Herre n !  Wir haben jetzt den Antrag des 
Kollegen Rumpold gehört. Ich habe sehr stark 
den Verdacht,  daß es sich bei der Begründung um 
einen Antrag handelt, der bereits im Nationalrat 
e in gebracht wurde, und daß man im Gegensatz 
zur  Ank ündigung des Herrn Kollegen Rumpold 
auf Aufwertung des Bundesrates für den Bundes­
rat nicht einmal einen e igenen Text ausarbeitet. 
(Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 

Aber ich möchte noch eine Bemerkung dazu 
machen: Herr Bundesrat Rumpold verwendet die 
F P Ö-Diktion von den , .Altparteien" . Darf ich die 
F rage stellen, wa nn die Freiheitliche Partei Öster­
re ic hs gegründet wurde: unter dem Herrn Bun­
desparteiobmann Haider oder schon früher? Die 
FPO hat auch in  diesem Land eine Tradition. Sie 
verändert sie nur immer wieder, und sie vergi ßt 
auch ihre Vergangenheit und ihre Geschichte. 

Ich glaube, man sollte daher die Bevö l kerung 
- wie Herr Bundesrat Rumpold gemeint hat -
nicht verwirren.  Aber die FPO tut das immer wie­
de r .  (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 

Ich möchte noch einmal zu d iesem Antrag sa­
ge n ,  daß wir i h n  selbstverständlich ablehnen. 
(Bundesrat Mag. L a  k n e r: Warum?) Warum? -
Nicht zuletzt deshalb, wei l  die beiden gro ßen Par­
tei e n  ein Übereinkommen gesch lossen haben, 
d iesen Wah lkampf möglichst sparsam zu führen.  
S ie haben aber n icht gesagt, wir schließen nur al­
lei n  dieses Überein kommen,  sondern Sie laden 
al le  anderen Parteien im Parlament ein,  diesem 
Übereinkommen auch beizutreten.  (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP. - Bundesrat R u m  p o l  d: Sehr 
" demokratisch "! - Bundesrat Mag. L a k n e r: 
Diskutieren, nicht beitreten.') Nein ,  diesem Über­
e i nkommen beizutreten ,  den Wahlkampf mög­
l ichst sparsam zu führen.  Dazu braucht man sich 
n u r  bereitzuerklären.  (Bundesrat Mag. L a  k n e r: 
Wir haben eine Diskussion verlangt!) Da kann 
man ja mitdiskutieren. (Bundesrat R u m  p o l  d: 
Dafür brauchen Sie hundert Millionen?) 

Aber bitte , diese heutige Gesetzesänderung 
führt ja dazu - es wurde das von Vorrednern 
schon gesagt - ,  daß i n  Wirklic hkeit wahrschei n­
lich Spendenaffären,  die da und dort passieren bei 
der Freiheitlichen Partei - ich denke nur, und es 
wurde erwähnt, an Krünes -, in Zukunft vermie­
den werden können. (Beifall bei der SPÖ.- Bun­
desrat R u m p o l d: Was war mit der "Arbeiter­
Zeitung" bei der SPÖ?) 

Aber man hört auch in der Öffentlichkeit, daß 
sich finanzielle Schwierigkeiten in Landesorgani­
sationen der F reiheitlichen Partei Österre ichs er­
geben.  Mir  hat ein bi ßchen weh getan, daß Herr 
Bundesrat Rumpold gemeint hat: Na ja,  i n  Kärn­
ten haben wir das so lidarisch gemacht. 

Bitte , die beiden Parteien, sind das "Altpartei­
en" , FPÖ und ÖVP, wenn Sie meinen,  daß das in  
Kärnten so verei nbart worden ist? Hat  man sich 
das ausgemacht? Man erwartet jetzt von dem 
Partner aus Kärnten,  daß in der Steiermark das 
ebenso irgendwie vereinbart wird. Ich glaube, das 
ist gegenüber den Wählern und der Bevölkerung 
nicht offen und ehrlich ! (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP' ) 

U nd ich sage Ihnen noch ein Beispiel  - und 
deshalb zitiere ich Zeitungen, weil S ie das auch 
ge rne tun - ,  aus der von Ihnen sehr gern gelese­
nen Zeitung "Standard" , mit der U berschrift :  
"Da ist mir halt einer eineg'rutscht." Es ist ein 
Bericht über e inen Prozeß gegen den Herrn Bun­
desparteiobmann Haider, und zwar ist er  ange­
klagt, weil  er d ie Behauptung aufgestellt hat, der 
Vil laeher B ü rgermeister habe Steuerhi nterzie­
hung begangen .  

Er hat das jetzt widerrufen m it der Bemerkung 
- ich möchte das Ganze aus zeitökonomischen 
Gründen n icht zitieren - ,  mit der Begründung: 
"Da ist mir halt e iner  eineg'rutscht." Er hat sich 
nic ht e ntschuldigt, sondern er hat das nur zurück­
genommen. 

Abe r  bitte, was mu ßte der Mandatar in der Vil­
lacher Öffentlichkeit, in der gesamten Öffentl ich­
keit  aushalten mit dieser Beschuldigung? Und das 
ist Diffa mierung, die Sie in der Öffe.!1tlichkeJt be­
treiben. (Lebhafter Beifall bei SPO und OVP. ­
Bundesrat Mag. L a k n e r: Das stört Sie aber 
nicht, wenn Sie Haider diffamieren.') 

Nein ,  genauso. Aber wo wird er diffamiert? Wo 
wird er diffamiert? Sagen Sie das! Ist das eine D if­
famierung, was ich jetzt gesagt habe? (Bundesrat 
Dr. S c  h a m  b e c k: Das ist nur eine Tatsachen­
feststellung.') 

Daher glaube ich , daß wir der heutigen Ände­
rung des Parteie ngesetzes unsere Zustimmung 
geben sollen,  wei l  das im Interesse der Demok ra-
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tie und damit der Wähler unseres Landes ist. 
(Lebhafter Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 1 9.20 

Vizepräsident WaIter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner ertei le ich Herrn Bundesrat 
Mag. Kukacka das Wort. 

1 9.20 

Bundesrat Mag. Helmut Kukacka (ÖV P ,  Obe r­
österreich):  Herr Präsident! Herr Minister !  Meine 
sehr geehrten Damen u nd Herren! Der Bundesrat 
beschließt s icher heute kein populäres Gesetz. 
Trotzdem bekennt sich selbstverständ lich die 
Österreich ische Vol kspartei dazu. 

Heute ist es sicherlich moderner und populä­
rer, ein bi ßchen den Antiparteieneffekt zu schü­
ren,  die Parteien abzuqualifizieren, sie für gesell­
schaftliche M ißstände verantwortlich zu machen 
und die Parteiendemo k ratie insgesamt schlecht zu 
machen. 

Bedauerlich ist nur, daß sic h auch Vertreter, ja 
Teil haber d ieses Parteienstaates an dieser Diffa­
mierungsstrategie bete i ligen. Aber dieses d urch­
sichtige und populistische Manöver, diese Vor­
gangsweise lehnen wir ganz entschieden ab ! 

Und deshalb, Herr Kollege, sage ich Ihnen auch 
etwas zu den "Altparteien " .  We nn wir eine "Alt­
partei" sind, dann sind Sie eine Uraltpartei (Bei­
fall bei der Ö VP und SPÖ) ,  denn wer tausendjäh­
rige n Gedanken Raum gibt in seiner Partei - und 
nicht einmal,  sondern ständig - ,  der hat n icht das 
moralisc he Recht, andere eine "Altparte i" zu 
nen nen!  (Neuerlicher Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  

Gerade d i e  U mbrüche im Osten sollten zeigen, 
daß das parlamentarische System - bei allen 
Mängeln, die es hat, und wir kennen sehr wohl 
auch diese Mängel - doch das beste po litisc he 
System ist, das die Geschichte bisher hervorge­
bracht hat. 

Überall im Osten b ilden sich Parteien, und es 
soll ein demokratisches politisches System entste­
hen , ein Rechtstaat, ein funktionierender Parla­
mentarismus, und dort damit letztlic h auch ein 
Parteienstaat entstehen. 

Bei uns aber werden viele nicht müde, diesen 
Staat bereits wieder in Frage zu stel len. Machen 
wir deshalb  nicht den Fehler, unse r politisches 
System madig zu machen, das andere längst als 
Vorbild zur Durchsetzung von Demokratie, 
Rechtsstaat u nd Marktwi rtschaft in ihren Län­
dern nehmen, und zwar oft nach zahlreichen Op­
fer n  und nach vielen Jahren an Entbehrung, in 
denen sie sich für d ieses System eingesetzt haben . 
(Beifall bei der Ö VP und SPÖ. - Bundesrat Mag. 
L a k n e r: Wir haben nicht das System kritisiert, 
sondern die Ursache!) 

Wir alle wissen ,  Wahlwerbung ist notwendig,  
um vor allem die U nterschiede und die Abgren­
zungen herauszuarbeiten. U nd I hre Argumenta­
tion und Ihr Verhalten auch in diesem Haus 
macht uns deutlich ,  daß wir uns noch viel k larer 
und eindeutiger abgrenzen müssen ,  gerade a uc h  
von den Parteien am rechten Rand dieses Partei­
enspektrums. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. - B un­
desrat R u m  p o l  d: Dafür verlieren Sie die Hälfte 
Ihrer Parteimitglieder!) 

Meine Damen und Herren!  20 S kostet den 
Steuerza hler,  den Staatsbürger, den Wähler d ieses 
Konzept, und zwar für die Wahlwerbung al ler 
Parteien. Ich glaube, daß dem Wähler doch die 
Parteiendemokratie, die Wa hlwerbung diese 20 S ,  
also e i n  Packerl Zigaretten wert sei n  sollte. 

Und im übrigen ist das nicht etwas, was wir 
heute hier e inführen zum erstenmal, sondern das 
gibt es sehr wohl  überall oder zumi ndest in sehr 
vielen Staaten der westlichen Welt, etwa in der 
Bundesrepublik Deutschland . 

Diese Wahlkosten müssen ja auch transparent 
gemacht werde n. S ie müssen abgerechnet werden. 
Sie müssen dem Rechnu ngshof vorgelegt werden 
zur Prüfung. Es m u ß  also al les stets widmungsge­
mäß verwendet werden. 

Und i m  übrigen - auch das war e in  Motiv, und 
es ist ja auch schon gesagt worden - :  Es soll u ns 
ein zweiter Fall Krünes erspart bleiben. Es sol l  
kein Politiker in Versuchung geführt werden 
(Bundesrat R u m p o /  d: Rabe/bauer.') , als Lobby­
ist tätig zu werden, weil  er eine Wahlkampfspen­
de sam meln muß.  

Freilich - das muß ich I hnen auch sagen, Herr 
Kollege - :  Ein Minister hätte eigentlich von 
vornherein wissen m üssen, daß es die politische 
Moral verlangt, daß man als Verteidigungsmini­
ster nicht Inserate und Spenden bei Waffenfir­
men schnorren kann ,  wenn man selbst für die  Be­
wil lig ung von Waffenexporten und Waffenkäufen 
dieser Unternehmen verantwortlich ist. (Beifall 
bei Ö VP und SPÖ. - Bundesrat R u m  p o l  d :  Die 
Konsequenzen sind gezogen!) 

Und so denke ich, meine Damen und Herren: 
Dieses Gesetz wird zu mehr Unabhängigkeit der 
Parteien ,  zu mehr Sauberkeit ,  zu mehr Transpa­
renz in  der Politik führen, und deshalb bekennen 
wir uns auch zu diesem Gesetz. 

Jedenfalls ist klar geworden: Die Vorgangswei­
se der Opposition und der Freiheitl ichen i m  be­
sonderen kann man nur als e ine abgrundtiefe 
Heuchelei bezeichnen. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 

Zuerst haben Sie zugestimmt im Budgetaus­
sch u ß  des Nationalrates (Bundesrat R u m  p o /  d: 
Ich habe gesagl, warum!), da war noch eine gewis-
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se Einsicht vorhanden i n  die Vertretbarkeit dieses 
Beschlusses. Dann haben Sie angesichts des publi­
zistischen Gegenwindes flugs ihr Fähnchen in den 
populistischen Wind gehängt. (Bundesrat Mag. 
L a  k n e r: Sie wären auch gerne populistisch.') 
Grundsatzpolitisches Stehvermögen , Herr Kolle­
ge, war noch nie eine Stärke der Freihe itlichen 
Partei,  besonders nicht, seitdem es Jörg Haider 
gibt. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. - Bundesral lng. 
P e  n z: Vorher auch nicht.' Der Steger ist ja auch 
donnernd umgefallen.') 

Wir haben im übrige n  ja der Opposition ange­
boten - ich selbst habe ja mit Ihrer Generalse­
k retärin  Heide Schmidt darüber geredet - ,  mit 
uns ein Abkommen zur Begrenzung der Wah l­
kampfkosten zu schl ie ßen. Ja, wir haben Ihnen 
sogar jenes Abkommen ,  das die beiden Parteien 
getroffen haben, zugesandt. (Bundesrat Mag. L a ­
k n e r: Großartig!) D ieses Abkommen ist ein ge­
waltiger Fortschritt etwa gegenüber jenem des vo­
rigen Nationalratswah lkampfes. Es bringt näm­
l ich gegenüber den vorigen Wahlen eine tiefgrei­
fende Senkung der Wahlkampfkosten.  Aber die 
O p position hat wieder abgelehnt, we il  sie noch 
immer glaubt, daß sie hier ein medienwirksames 
Spektakel i nszenieren kann. (Bundesrat Mag. L a -
k n e r: Haben Sie die FPÖ zur Besprechung einge­
laden?) Ja selbstverstä ndlich,  ja natürlich.  Sie ha­
ben ja gar kein Interesse an diesem Abkommen, 
nicht das ger ingste ! (Bundesrat R u m  p o l  d: Sie 
wollen keine gesetzliche Wahlkampfkoslenbe­
schränkung.') 

Wir, meine Damen und Herren, haben jetzt ein 
Abkommen, und beide Groß parteien fühlen sich 
daran gebunden. Und das ist eine beträchtliche 
E inschränkung gegen früher. Nur: Die Opposi­
tion, die Freiheitl ichen im besonderen ,  haben 
noch immer kein solches Abkommen geschlos­
sen .  Sie haben noch i mmer nicht konkret erklärt, 
daß Sie dem beitreten werden. Sie fühlen sich of­
fensichtlich noch immer an keine Begrenzung ge­
bunden, u nd das werden wir dem Wähler auc h 
ent�prechend m i tteilen.  (BeifaLL bei Ö VP und 
SPO.) 

E i n  Gesetz ablehnen, dagegen po lem isieren,  
d ie anderen Parteien a ls Steuergeldverschwender 
anprangern und dann selbst kassieren wollen: das 
ist offe nsichtlic h  d ie Taktik der Freiheitlichen 
Partei .  (Bundesrat Mag. L a  k n e r: Wer sagt das?) 
Diese Doppelzüngigkeit, Herr Kollege, werden 
wir Ihnen nicht durchgehen lassen !  (Beifall bei 
Ö VP und SPÖ. - Bundesrat Mag. L a k  n e  r: Ha­
ben Sie unseren Antrag nicht gesehen? - Bundes­
rat Dr. S c  h a m  b e c k: Gehört haben wir ihn!) 

Über diese Heuchelei werden wir den Wähler 
auch e ntsprechend vor der Wah l  aufklären.  Des­
halb war es richtig, daß ein Zusatz- und ein  Abän­
derungsantrag gemacht worden sind, daß der An­
trag bereits vor dem Wahltermin gestellt wurde, 

damit diese Doppelzüngig�eit auch au�gedeckt 
werden kann. (Beifall bei O VP und SPO.- Bun­
desrat Mag. L a  k n e r: Da werden Sie ein Pech 
haben.') 

Die zwei Gesichter der Freiheitlichen Partei 
und i h res Fähnleinführers (Heiterkeit bei Ö VP 
und SPÖ), kommen ja auch darin zum Ausdruck, 
daß Sie zwar dieses Bundesgesetz abgelehnt ha­
ben und als unmoralisch abqualifizieren, aber -
wie schon darauf h ingewiesen wurde - im eige­
nen Land d urchaus anders handeln. In Kärnten ist 
se hr woh l  über den Antrag Haiders - über An­
trag Haiders, möc h te ich ausdrücklich festhalten !  
- eine nachträgliche Parteienförderung u m  
1 0  Mill ionen Schil l ing beschlossen worden. Also 
nach der Landtagswahl ! (Bundesrat S c  h a  c h -
n e  r: Hört! Hört.' Nachträglich!) Das heißt, d ie 
Wahlkampfmittel sind in Kärnten um 30 S pro 
Wähler erhöht worden und nicht um 20 S wie auf 
B undesebene. 

Meine Damen u nd Herren !  Die FPÖ heuchelt, 
geht mit doppelter Moral vor, m i ßt mit versch ie­
denen Ma ßstäben , und das führt ja letztlich -
u nd das ist das bedauerlich e  - zum Schaden für 
u nseren demokratischen Staat. Dieses doppe lte 
Spiel (Bundesrat R u m p o l d: Das Sie treiben.') , 
das Sie hier treiben, schäd igt ja letztlich auch das 
Ansehen der Politi k .  Und das werden wir auch i n  
unserem e igenen Interesse nicht kom mentarlos 
d u rchge hen lasse n. 

Deshalb, meine Damen und Herren,  weil  eben 
dieser F PÖ-Antrag inhaltsleer ist, nichtssage nd, 
vordergrü ndig u nd demagogisch,  werde� wir i h n  
a u c h  ablehnen. (Beifall bei O VP und SPO.) 19.30 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeld ungen l iegen nich t  vor .  

Wünscht noch jemand das Wort? - E s  ist d ies 
nicht de r FalL 

Die Debatte ist geschlossen .  

Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schlu ß­
wort? - B itte sehr.  Der Herr Berichterstatter 
w ünsch t  e in  Sc hlu ßwort. 

Berichterstatter Dr. Mart i n  Strimitzer (Schluß­
wort): Herr Präsident! Ich möchte gerne festge­
halten wissen,  daß es zu meinem Irrtum wegen 
der Gegenstimme des Kol legen Rumpold im Aus­
sch u ß  n ic ht nur deswegen gekommen ist, wei l  i n  
d e m  von m i r  vorgelesenen E ntwurf des Aus­
sch ußberichtes tatsächlich von "einstimmig" d ie 
Rede ist; schuld an meinem mangelnden E rinne­
rungsvermögen ist schon auch das Ver halten des 
Herrn Kollegen Rumpold selbst. 

Er hat nämlich - ich habe das heute schon 
zum zweitenmal e rlebt - auch heute w ieder im 
Aussc h u ß  seine Gegensti m me nicht, und zwar 
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mit keinem Wort, begründet. (Bundesrat R u m  -
p o l  d: Brauche ich nicht!) Da er auch in Presse­
meldungen gerade die Ausschu ßberatungen des 
Bundesrates sehr stark kritisiert hat, möchte ich 
i h m  gerne h ier von dieser Stelle aus und aus d ie­
sem Anlaß empfehlen, in d iese Ausschußberatun­
gen in Hinkl!pft fundiert�. Beiträge einzubringen 
(Beifall bei 0 VP und SPO) und zum Beispiel in 
Hinkunft seine abweichende Meinung verständ­
lich. klar u nd deutlich schon im Aussch u ß  zu be­
gründen. Dann würde nämlich seine Gegenstim­
me den Beric hterstattern ganz zweifellos besser in 
Erin nerung bleiben. - Danke. (Beifall bei Ö VP 
llfzd SPÖ.) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir 
kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Es l iegt ein Antrag der Bundesräte Rumpo ld 
und Genossen vor,  gegen den in Verhandl ung ste­
henden Beschluß des Nationalrates E inspruch zu 
erheben.  

Ich lasse zunächst über d iesen Antrag, Ein­
spruch zu erheben, abstimmen.  

Ich bitte jene Mitgl ieder des Bundesrates, die  
d iesem Antrag zustimmen, um ein Handzeichen.­
Es ist d ies d ie Minderheit. Der Antrag, Einspruch 
zu erheben,  ist daher a b g e l  e h n t. 

Wir kommen n unmehr zur Abstimmung über 
den Antrag des Beric hterstatters, gegen den vor­
l iegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
diesem Antrag zustimmen, um ein Handzeichen.­
Es ist  d ies Stimmenmehrheit. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

6. Punkt: Wahl der beiden Vizepräsidenten des 
Bundesrates sowie von zwei Schriftführern und 
drei Ordnern für das 1. Halbjahr 1990 

Präsident (den Vorsitz übernehmend): Wir ge­
langen n u n  zum 6. Punkt der Tagesordnung, der 
auch der letzte in dieser Sitzung ist: Wahl der bei­
den Vizepräsidenten des Bundesrates sowie von 
zwei Schriftführern und drei Ordnern für das 
1. Halbjahr 1 990. 

Mit 1 .  Jänner 1 990 geht der Vorsitz des Bun­
desrates auf das B undesland Ti rol ü ber. Zum 
Vorsitz berufen ist gemäß Artikel 36 Ab.  2 Bun­
des-Verfassungsgesetz der an erster Stelle e nt­
sandte Vertreter dieses Bundeslandes, Herr Bun­
desrat Dr.  Martin Strimitzer. 

Die übrigen Mitglieder des P räsidiums des 
Bundesrates sind gemäß § 6 Abs.  3 der Ge-

schäftsordnung für das kommende Halbjahr neu 
zu wählen. 

E s  l iegt nur ein Wahlvorschlag für jede der zu 
besetzenden Funktionen vor. 

Wird die Durchführung der Wahlen mittels 
Stimmzettel gewünscht? Es ist d ies nic ht der 
Fall. 

Ich werde die Wahl der beiden Vizepräsidenten 
durch Erheben vo n den Sitzen und die Wah l  der 
übrigen zu bestellenden Mitgl ieder des P räsi­
diums des Bundesrates d urch Handzeichen vor­
nehmen lassen.  

Wir kommen zur Wahl der beiden Vizepräsi­
denten des B undesrates. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, d ie Bundesräte 
Walter Strutzenberger und Dr. He rbert Scham­
beck für das erste Halbjahr 1 990 zu Vizepräsiden­
ten zu wählen. 

Falls kein E in wand erhoben wird, nehme ich 
die Wahl unter einem vor. - Einwand wird nicht 
erhoben.  

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates. die 
diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben ,  
sich v o n  d e n  Sitzen zu erheben. - Dies ist 
S t i m  m e  n e  i n h e l l  i g k e i  t, wobei die bei­
den Vizepräsidenten den Wunsch geäu ßert ha­
ben ,  sich gegenseitig wäh len zu d ü rfen.  (Heiter­
keit und aLLgemeiner Beifall.) 

Der Wahlvorschlag ist somit a n  g e n  0 m -
m e  n. 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wah l  an­
nehmen. 

Herr Vizepräsident Strutzenberger. 

Bundesrat Walter Strutzenberger: Ic h nehme 
die Wahl an. 

Präsident: Danke. 

Herr P rofessor Schambeck.  

Bundesrat Dr.  Herbert Schambeck: Ich nehme 
die Wahl an und bedanke mich für das Vertra uen. 

Präsident: Ich danke schön. 

Wir kommen nun zur Wahl der beiden Schrift­
führer. 

Es l iegt mir der Vorschlag vor, d ie Bundesrä­
tinnen Johanna Schicker und Grete P i rchegger 
für das erste Halbjahr 1 990 zu Schriftführern des 
Bundesrates zu wählen. 
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Falls kei n  Einwand erhoben wird , nehme ich 
auch diese Wah l  unter e inem vor. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, d ie 
diesem Wahlvorschlag ihre Zustim mung geben ,  
u m  ein Handzeichen. - D ies ist S t i m  m e  n -
e i n  h e l l i g k e i t . 

Der Wahlvorschlag ist somit a n  g e n  0 m ­
m e n. 

Ich frage die Gewählten,  ob sie die Wahl an­
nehmen. 

Frau B undesrätin Schicker. 

Bundesrätin Johanna Schicker: Ich danke für 
die Wiederwahl und nehme d ie Wahl an. 

Präsident: Danke. 

Frau Bundesrätin Pirchegger. 

Bundesrätin Grete Pirchegger: Ich danke für 
das Vertrauen u nd nehme d ie Wahl sehr gerne a n .  

Präsident: Danke. 

Wir kommen n unmehr zur Wahl der drei Ord­
ner. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, die Bundesräte 
Jürgen Weiss, Erich Farthofer und Mag. Georg 
Lakner für das erste Halbjahr 1 990 zu Ordnern 
des Bundesrates zu wählen.  

Falls kein E inwand erhoben wird , nehme ich 
diese Wahl ebenfalls unter e inem vor. - Einwand 
wird nicht erhoben.  

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
diesem Wahlvorschlag ihre Zust immung geben ,  
u m  e i n  Handzeichen. - Auch das ist S t i m  -
m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

D e r  Wah lvorschlag ist somit a n  g e n  0 m -
m e n. 

Ich frage die Gewählten ,  ob sie die Wah l  an­
nehmen. 

Herr Bundesrat Jürgen \Veiss. 

B undesrat J ü rgen Weiss: Ich nehme die Wahl 
an. 

Präsident: Danke. 

Herr B undesrat E rich Forthofer. 

Bundesrat Erich Forthofer: Ich nehme die 
Wahl an.  

Präsident: Danke. 

Und Herr Bundesrat Mag. Georg Lakner. 

B u ndesrat Mag. Georg Lakner: Ich nehme die 
Wahl  an und danke für das Vertrauen. 

Präsident: Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe noch bekannt,  daß seit der letzten be­
ziehungsweise in der heutigen S itzung insgesamt 
drei Anfragen,  und zwar 669/J bis 671/J ,  e inge­
bracht wurden .  

D i e  E inberufung d e r  n ä c h s t e n Sitzung des 
Bundesrates w ird auf sch r iftlichem Wege erfol­
gen .  Als Sitzungstermi n  ist Donnerstag, der 1 .  Fe­
bruar 1 990, in Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung d ieser Sitzung kommen 
jene Vorlagen in Betracht, die der Nationalrat bis 
dahin verabschiedet haben wird, soweit sie dem 
Einspruchsrecht des B u ndesrates u nterliegen.  

Die Ausschu ßvorberatungen s ind für D ienstag, 
den 30. Jänner 1 990, ab 1 5.30 U h r  vorgesehen .  

Schlußansprache des Präsidenten Ing. Anton 
Nigl 

Präsident Ing .  Anto n Nigl: Herr Vizepräsident 
Strutzenberger!  Herr Vize präsident Prof. Scham­
beck!  Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Bundesräte ! Hohe Beamtenschaft des Parla­
ments! Mei ne Damen u n d  Herren des Stenogra­
phend ienstes! Meine Herren - ich sehe zumin­
dest einen der Herren,  d ie sonst i n  diesem Haus 
Dienst machen für unser Wohlbefinden . 

Wir haben eine lange Tagesordnung zweier Sit­
zungen hi nter uns. Wen n  ich auf die Uhr schaue , 
sehe ich, daß es schon spät ist. Vielleicht sollte ich 
sage n: Es ist später als ich denke, zumal ich ja 
auch in  wen igen Woch e n  mei n  62. Lebensjahr 
vollende, was zwar noch kein Alter ist, aber doch 
viele Erfahrungen bedeutet, d ie wir gemeinsam i n  
d e n  letzten Jahren - wie zu allen Zeiten,  seit die 
Menschheit existiert - machen m u ßten. 

Sie wissen es ja sc hon aus den Medien - man 
erfährt dort ja  fast alles aus den Medien -, daß 
ich mich entschlossen habe, mit  Ende dieses Jah­
res nicht nur diese Funktion zu beenden, die ja 
automatisch aufhört, sondern auch aus dem Bun­
desrat selbst ausscheiden und mich aus der Politik 
zurückziehen werde. 

Ich möchte an d ieser S tel le - u nd ich b itte um 
Verständnis dafür - mei nem steirischen Landes­
hauptmann danken. Ich darf diesen Dan k  n icht 
nur ihm, sondern ihm auch für seinen schon vor 
geraumer Zeit verstorbenen Vater schriftlich 
übermitteln, weil ich doch Gelegenheit hatte, 
durch das Vertrauen der verantwortlichen Amts­
träger in der S te iermark v iele Jahre auf verschie­
denen Plätzen,  und zuletzt hier  auf diesem ehren­
vollen Platz meine Aufgabe zu erfüllen. 
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Ich habe mich, als Herr Bundesrat Kukacka sei ­
n e  Rede h ielt,  symbolisch auf d e n  letzten Platz 
h ingesetzt, neben dem Kollegen Eberhard, an je­
nen Platz, an dem ich beginnen durfte, als ich im 
Juni des Jahres 1 979 hier eingezogen bin. Kol lege 
Litschauer hat m ich sofort durchschaut, was ich 
eigentlich gar nicht wollte. Aber ich denke, es ist 
gut, an jenen Platz zurückzukehren,  von dem 
man herkommt. 

Viel leicht darf ich auch hinzufügen - ohne pa­
thetisch zu werden - , daß es viel leicht auch eine 
Gnade ist, den Tag der Beendigung einer Funk­
tion selbst bestimmen zu dürfen und selbst be­
stimmen zu können, wenngleich man in der Er­
kenntnis dieser Gnade auch se hen muß, daß es 
andere E ntscheidungen und Einflüsse gibt - ich 
mächte Sie mit dem Wort "Prüfungen" umschrei­
ben - , d ie einem der Allmächtige auferlegt und 
die man entweder verstehen kann, sol l  oder ne­
gieren kann. 

Ich habe d iese Prüfungen, so hoffe ich,  richtig 
verstanden und habe diese Entscheidung eigent­
lich schon im Sommer getroffen.  

Daß ich mit  Ende dieses Jahres mit ein wenig 
Wehmut ausscheide, das b itte ich zu verstehen. 
Ich bin i m merhin seit  dem Jahre 1 953 sozusagen 
im "Schütze ngraben" des Geschehens und der I n­
teressensvertretungen freier und gesetzlicher Art 
und habe Gelegenheit ge habt, seit dem Jah re 
1 96 5  ein politisches Mandat auszuüben. 

Ich bin dankbar dafür, weil es mir eine Fü lle 
von Erfahrungen gebracht hat in meinem Leben 
und wei l  es mir auch Gelegenheit gegeben hat, 
vielen Menschen zu begegnen, viele Menschen 
kennen- und schätzen zu lernen und - ich möc h­
te hinzufügen - auch l ieben zu lernen. 

Und es haben mir sehr viele geholfen bei der 
Erfü llung meiner Aufgabe. 

Wenn ich im Hause begin nen darf: Herr Vize­
präsident Strutzenberger hat das getan auf eine -
wie ich sagen darf - nicht nur kollegiale Art aus 
der Verpflichtung einer Fun ktion heraus, son­
dern wirklich in einer wunderschönen , in einer 
für mich auch einmalig erlebten menschlic he n  
Weise. Dafür darf i c h  herzlich danken . 

Ich darf dem Herrn Vizepräsidenten Professor 
Schambeck danken, der es i mmer versteht, mit 
seiner F ülle des Wissens und mit der Begabung 
des Abrufs aller erforderlichen Daten, Menschen, 
Namen, Geschehnisse auch über manche Klippe 
hinwegzuhelfen. Dir darf ich deswegen besonders 
danken,  weil ich ja Gelegenheit hatte, fast elf Jah­
re lang - zehneinhalb - von dir in der Fraktion 
geführt zu werden. 

Ich danke natürlich a llen Damen und Herren 
des B undesrates. die mir das letzte Halbjahr seh r  

leicht gemacht u nd m i r  geholfen haben u n d  -
wie ich gemerkt habe - Verständnis aufgebracht 
haben, wenn ich das eine oder das andere Mal 
vom Croquis abgleiten d  oder mich abwendend 
frei das eine oder das andere dazugesagt habe. Ich 
habe einmal nachgeschaut, was das heißt, Cro­
quis. E igentl ic h  heißt d as "Plan" . - Nun,  so ganz 
planhaft ist die Abwicklung einer Bundesratssit­
zung auch nicht - und sol l  es ja auch n icht sein .  
Es sol l  ja auch mensc h l ich zugehen, u nd wir sol­
len diese mensc hl ichen Werte nicht vergessen .  

Ich darf natürlich der Beamtenschaft des Hau­
ses danken ,  dem Herrn Parlamentsdirektor Dr. 
Ruckser, der sich bescheiden an die Wand gestellt 
hat, und seinem Nachfolger für den Bundesrats­
dienst, Parlamentsvizedirektor Dr. Atzwanger, 
mit allen Damen und H erren, wo i m mer sie ihre 
Aufgabe nicht in Form ei ner Pflichterfüllung, 
so ndern weit darüber hinaus erledigen.  

U n d  wen n  ich das sage, denke ich vor allen 
Di ngen an diese Woche, an die letzten Tage mit 
diesen Sitzungen, wo wir der Beamtenschaft und 
darüber hinaus auch dem Stenographisc hen 
Die nst ein iges zugemutet haben. Und in diese 
Richtung möchte ich m ich ebenfalls ganz beson­
ders bedanken, daß Sie das auf sich nehmen und 
auf sich ge nom men haben. - Sie dürfen ruhig 
app laudieren, meine Damen und Herren!  (Allge­
meiner Beifall) 

Ich bin nicht ganz u nschu ldig daran,  daß wir 
soviel in d iesen Tagen auf d ie Tagesordn ung ge­
b racht haben, denn es wäre ja eigentlich vorgese­
hen gewesen, nächste Woche noch eine Sitzung 
zu machen. Ich sage: mea culpa; mea culpa, mea 
maxima culpa, und bin bereit, die ganze Schuld 
auf mich zu nehmen, damit die anderen außer 
Obligo sind. 

Ich danke Ihnen dafür, daß Sie nicht nur bereit 
sind, die Ungemach der Protokollführung in  der 
Form auf sich zu nehmen,  daß sie das alles auf 
Band überspielen müssen in den nächsten Wo­
chen, sondern zusätzlich natürlich auch eine Ar­
beit auf sich n e hmen, d ie halt in die Arbeitszeit­
ordnung so gar nicht h i neinpaßt und in ihr n icht 
Platz hat. Vielen herzlichen Dan k !  

A n  den Österreichischen Rundfunk u n d  an das 
Fernsehen hätte ich auch gerne ein Dankeswort 
gerichtet. (Allgemeine Heiterkeit. - Bundesrat 
5 t r u t z  e n b e r g e r: Das wäre aber beleidigend 
geworden!) Das ist mir leider n icht möglich , denn 
es hat sich i m  letzten H albjahr von dort niemand 
mehr anschauen lassen. 

Aber dafür darf ich m ich bei anderen Medien 
bedanken, wenngleich sie auch heute n icht vertre­
ten sind, aber sie haben mich in den letzten Wo­
chen und Monaten in  a nderer Weise "liebevoll" 
behandelt (Heiterkeit bei der Ö VP und SPÖ) ,  wie 
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das ja dem einen oder dem anderen von uns hin 
und wieder passiert, wobei es mich belustigt, fest­
stellen zu können, daß die meiste ns mehr wissen, 
als man selber von sich weiß.  Aber das ist halt so 
mit unter. 

Aber ich möchte mir bei dieser Gelege n heit -
wen n  es erlaubt ist - e i ne Art Wei hnachtswunsch 
von der Seele sprechen dürfen - vielleicht kön­
nen das die  Damen und Herren B undesräte für 
die k ünftige Arbeit aufnehmen - :  Ich wü rde mir  
seh r  wünschen, wen n  für die österreichische Me­
dienlandschaft die gleichen oder ä h n liche gesetz­
liche Bestimmungen eingeführt werden würden, 
wie es für ameri kanische Journalisten gilt. Dort 
ist es nämlich so, daß jeder Journalist für das, was 
er schreibt, auch selber d ie Veran twortung zu tra­
gen hat. Das ist in Österreich nicht der Fall.  

Als ich vor ein paar Tagen Gelegenhe it hatte, 
ei nen sehr pro minenten Richter zu treffen, hat 
der zu mir gesagt: Ich gratuliere Ihnen, Sie haben 
sich gro ßartig gehalten! - Ich habe gesagt: Dan­
ke für die Ehre ! ,  und habe dazugesagt: Aber da­
von können wir uns al le nichts abbe i ßen! Ich wür­
de mir wünschen, daß das Mediengesetz in  die­
sem Sinne geändert wird. 

Daraufhin hat der Richter gesagt: Wenn das 
passiert, könnte es schon sein,  daß dann einige 
Seiten in den Zeitungen immer leer bleiben!  -
Das hat er zu mir gesagt. Ich könnte mir denken, 
daß er nicht so unrecht hat. 

Nun, erlauben Sie mir,  ohne auch überheblich 
werden zu wollen, noch ein paar D inge dazuzusa­
gen. 

Ich würde mir auch gerne wünschen - was ja 
i m mer wieder geschrieben wurde und in vielen 
Anträgen und Reden und sonstwo zum Ausdruck 
kommt - ,  daß es wirklich auch noch zu einer 
besseren, zu einer effizientere n Tätigkeit des 
Bundesrates kommt. 

Ich wei ß  sc hon,  daß es dan n,  wen n  das eine 
Aufwertung für den Bundesrat ist, für jemanden 
anderen möglicherweise zu einer Abwertung füh­
ren könnte. Oder ich kann es auch so fo rmulie­
ren:  Wen n  einer mehr Macht haben will ,  muß der 
andere mehr hergeben davon.  Das ist uns ja allen 
geläufig und bewußt.  Aber doch gibt es e i ne Rei­
he von Dingen, d ie geändert gehörten und die 
von versch iedenen Mitgliedern des Bundesrates 
in der Vergange nheit ausgesprochen worden sind. 
Ich möchte es jetzt gar n icht im Detail wiederho­
len, Sie kennen diese Punkte ja o hnedies. 

Vielleicht sollte ich mir doch erlauben,  den ei­
nen oder anderen Gedanken noch h i nzuzufügen, 
der noch nicht so konkret ausgesp rochen worden 
ist , etwa die verfassungsrechtliche Veran kerung 
der Landeshauptleute-Konferenz,  aber unter 

gleichzeitiger Einbeziehung des Präsi denten und 
der Vizepräsidenten des Bundesrates, denn da 
scheint mir  d ie Kommunik at ion noch nicht in je­
nem Maße gelungen zu sein und zu funktionie­
ren, wie es eigentlich für e i ne Länderkammer, d ie 
die Länder vertreten sol l ,  sein sollte. 

Ich sage das deswegen, weil ich aus der Zeitung 
erfahren h abe, daß in meiner Heimatstadt eine 
Landeshau ptleute-Konferenz stattgefunden hat. 
Ich habe n ichts dergleiche n  bemerkt, daß an den 
Bundesrats-Präsidenten e ine Einladung zur Teil­
nahme ausgesprochen worden ist. Ich sage das 
nicht in Richtung steirischer Landeshauptmann; 
der war damals im Kranken haus, also kann ihn 
das nicht treffen .  Aber vielleicht sol lte da eine 
Verbesse rung vor sich gehen. 

Ich könnte mir auch d urchaus vorstellen , daß 
der Bundesrat neben dem Gesetzesinitiativrecht  
unter anderen D ingen, die schon verlangt worden 
sind. wirklich ein Korrekturrecht bekäme, aber 
nicht nur ein Korrekturrecht - wie es Jürgen 
Weiss dankenswerterweise in ei ner vorzüglichen 
Zusa m me nstellung form u liert hat - im Hinblick 
auf Sc hreib- oder Zitierungsfehler, sondern auch 
im Hinblick auf wirkliche , handfeste Veränderun­
gen, wenn man erkennt, daß bei dem , was drüben 
im Natio nalrat beschlossen worden ist,  eine Än­
denmg vorgenommen werden sollte . 

Ich kön nte mir auch du rchaus vorstellen - was 
wiederum e ine wesentliche Erleichterung für die 
Verwaltung, für den parlamentarischen Dienst 
und so weiter wäre - ,  daß die Regieru ngse rklä­
rungen nach kommenden Wahlauseinanderset­
zungen bei Neubildung einer Regierung nic ht ge­
trennt im Nationalrat und im Bundesrat gehalten 
werden - im Bundesrat ohnedies im Ausm a ß  
u n d  hinsichtlich d e r  Zei t  zur Hälfte gestrichen,  
wei l  wir wahrscheinlich auch nur d ie Hälfte ver­
dienen, daher verdienen wir auch nur die halbe 
Regierungserklärung; das habe ich jedenfalls fest­
gestellt, wenn Sie nachschauen, werden Sie das 
genau bestätigen können nach dem Protokoll - ,  
sondern daß für eine Regieru ngserklärung die 
Bundesversammlung einberufen wird, National­
rat und B undesrat gemeinsam . Das wäre auch ein 
Sc hritt in Richtung Verwaltungs- und sonstiger 
Vereinfach ung. 

Aber ich rede schon viel zu lange. Lassen Sie 
m ich noch einmal dorthin zurückkehren, wo ich 
zu danken begonnen habe. Ich danke noch einmal 
allen Damen und Herren in allen Richtungen.  Ich 
werde noch Gelegenheit nehmen, nächste Woche 
dem einen oder dem anderen, so wie es sich ge­
hört, die Hand zu schüttel n  und mich persönlich 
zu bedanken. 

Aber noch ein Wort, weil  ich dem Kol legen 
Rumpold i mmer so direkt i ns Auge schaue von 
d iesem Platz aus. Ohne jetzt in Oberlehrerfunk-
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tion treten zu wollen. Er hat ohnedies einen Leh­
rer neben sich sitzen, vom dem ich hoffe, daß er 
ihn hin und wieder korrigiert oder beutelt, wen n  
e s  erforderlich ist. ( Bundesrat 5 t r u t z  e n b e r ­
g e r: Er bringt ihm nichts bei.') Aber ich will  doch 
e ines sagen - Sie werden es mir n icht übelneh­
men, wenn ich das bei meinem letzten Auftritt 
hier sage, und ich möc hte es auch nicht bösartig 
tun oder korrigierend - :  Ich habe mich sehr  ge­
kränkt für viele , aber i nsbesondere auch für mich,  
als ich seinerzeit gelesen habe, d a ß  Sie gesagt ha­
ben, jetzt gehen Sie da in einen "Witzverein" hin­
ein .  

Ihre Kl ubchefin ,  Frau Dr. Heide Schmidt, hat 
sich für diesen Ausrutscher entsch uldigt. Ich sage 
das jetzt nur  vorneweg ,  um Ihnen zu erklären. 
was ich eigentlich will .  

Ich war auch einmal jung und war immer ein 
sehr sc harf Formulierender, u nd ich habe mich 
bemüht, mich sehr lang jung zu erhalten, was die­
ses anbelangt. Einige D a men und Herren. die hier 
in diesem Hohen Hause sitze n, werden es noc h 
wissen ,  daß auch ich, wie ich hier hereingekom­
men bin, mitunter seh r  scharf war, auch bei den 
Zwisc henrufe n  und so weiter. 

Irgendwann kommt i m  Leben der Moment, wo 
man beginnt,  sei ne Ecken abgeschliffen zu be­
kommen, wo es dann anders wird, WO man dann 
der Wirklichkeit gege n übersteht, wo dan n  nicht 
mehr die Frage gestel l t  wird, wieviel Stüc k oder 
wieviel an der Zahl , wo man dann auf die Waage 
geste llt wird und wo man gewogen wird, was hast 
du und was konntest d u  e inbringen, wo dann ge­
nau abgerech net wird , was man getan hat. 

W issen Sie, wenn ich da unten stünde und so 
eine Rede hielte, dann wäre mir zum Beispiel ein­
gefa l len,  zu sagen - vielleicht ist das auch eine 
Art Einladu ng für Ihre künftige Arbeit, zu der ich 
Ihnen alles G ute wü nsche, mit den Freiheitlichen 
genauso -: Seien Sie glückl ich, daß Sie i n  einen 
"Witzve rein" kommen ,  denn dan n  können Sie ein 
Witzbo ld sein,  und Witz,  Ironie ist  zweifellos die 
hohe Kunst des Humors - oder ein Teil der ho­
hen K unst des Humors. 

Wenn das ein Rumverein  wäre, weil  das von 
I hrem Namen abgeleitet werden kön nte -
" Rumbold" - ,  dann wäre Ihnen das wah rsc hein­
l ich auch nicht recht, ein Rumverein, jetzt i m  Sin­
ne des Getränkes gedacht. 

Aber ich will  damit nur sagen:  Wenn ich Sie 
a nschaue, sehe ich mich fast ein bißchen im Spie­
gel,  weil ich sehr oft auch so ähnlich war. Ich habe 
m ich i mmer sehr gut vorbereitet, das m u ß  ich sa­
gen (Bundesrat 5 t r u t z  e n b e r g e r: Das hat er 
nicht.' Da soll er dir nacheifern!) aber ich war oft 
so ähnlich. 

Ich wo llte das nur sagen, weil ich zu denen ge­
höre, die das Herz, wenn es vol l  ist , gerne in den 
M u nd nehmen und sagen: Ich m u ß  es sagen, da­
mit ich keinen Kropf bekomme ! 

Aber damit will ich vor allen D i ngen eines noch 
loswerden,  was den Schluß auch meiner Anspra­
c he bilden so ll ,  nämlich die Bitte an Sie a l le - ich 
habe auch versucht, es zu lerne n ,  es ist m ir nicht 
immer gel ungen -, also die Bitte an Sie alle, die 
S ie ab 1.  Jänner bei der Erfüllung I hrer A ufgaben 
in das letzte Jahrzehnt dieses Jahrtausends gehen ,  
aufeinander zuzugehen und nicht aufeinander 
loszugehen, trotz aller scharfen und harte n Aus­
ei nandersetzungen, die sein  müssen ,  und trotz al­
ler gepfefferten Zwischenrufe. von denen ich mir 
viel mehr gewünscht hätte, auch in diesem Halb­
jahr,  weil ich ja dafür bekannt war, auch ein Zwi­
schenrufer zu sein. Ich meine, daß Zwischenrufe 
das Salz der parlamentarischen Suppe sind. 

Aber ich wünsche Ihnen i n  d iesem J a hrzehnt 
und schlie ß lich auc h be im Schritt ins nächste 
Jahrtausend viel E rfolg in Ihrem Wirken. 

Ich wünsc he, daß sich so manches erfüllt ,  was 
wir uns gemeinsam - ich durfte auch m ittun -
vorgenommen haben .  Ich wünsche I hnen den Se­
gen des H i m mels. Ich wünsche I hnen nicht nur 
den Segen des Himmels für die kommenden Fest­
tage und für den Jahreswechsel ,  sondern al les 
G ute für die Zukunft. 

Weil ich ein Steirer bin:  ein herzl iches Glück­
au f! (Anhaltender allgemeiner Beifall. ) 

Die Sitzung ist g e  s c h i  0 s s e n. 

Schluß der Sitzung: 20 Uhr 2 Minuten 

Österreich ische Staatsdruckerei .  0439 9 
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